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Vorwort. 


Am 11. Juli 1920 fand in Oſtpreußen die Volksabſtimmung ſtatt, die über das 
Schickſal des Allenſteiner und Marienwerder Bezirkes und damit über ganz Oſt⸗ 
preußen entſcheiden ſollte. Der deutſche Sieg, der damals errungen wurde, war über⸗ 
wältigend. 98 Prozent aller Stimmberechtigten ſtimmten im Allenſteiner und 94 Prozent 
im Marienwerder Bezirk für Deutfchland. Hätte das deutſche Volk irgendwo an 
ſeinen Volkstumsgrenzen eine derartige Niederlage erlitten, ſo gäbe es kaum einen 
Deutſchen, der dieſe Frage noch nicht für erledigt hielte. Anders der Pole! Er dachte 
nicht daran, ſelbſt in Gedanken auch nur einen Fuß breit des geforderten Landes auf⸗ 
zugeben und er wurde — belohnt. Im Jahre 1928 erließ die Preußenregierung ihre 

Minderheitenſchulverordnung und ſchuf damit für den polniſchen. Irredentismus in Oſt⸗ 
preußen eine gänzlich neue Baſis. Preußen wollte mit dieſer Verordnung wieder einmal 
päpſtlicher als der Papſt ſein, es wollte den Gedanken des Minderheitenſchutzes bis zur 
ſtaatlichen Selbſtaufgabe verwirklichen, obwohl es an dem Schickſal der Auslanddeutſchen 
erkennen konnte, daß der Minderheitenſchutz unter der Herrſchaft des Verſailler 
Syſtems nur eine hohle Phraſe blieb und daß es daher auch ein gefährlicher Selbſt⸗ 
betrug ſein mußte, zu glauben, daß etwa die fremden Staaten unſeren deutſchen Volks⸗ 
genoſſen auch nur die geringſten e geben würden, wenn Preußen mit gutem 
Beiſpiel voranging. 


Daß dieſe Verordnung zudem an des gefährdetſten « Stelle Preußens, an der Korri⸗ 
dorgrenze und im abgetrennten Oſtpreußen, zur Auswirkung kam, war die beſondere 
Tragik. Kein anderer Staat hätte in ſeine belagerte Feſtung — und nichts anderes iſt 
Oſtpreußen heute — den Feind freiwillig hineingerufen. Hier liegt darum die Ent⸗ 
ſcheidung. Das deutſche Volk muß erkennen, daß es den Kampf um Oſtpreußen nicht 
führen kann, ehe es nicht zu einer eindeutigen Einſchätzung des polniſchen Gegners 
gekommen iſt, ehe es nicht erkannt hat, daß Polen nichts anderes iſt als der Wolf in der 
europäiſchen Hürde. 

Der Kampf um Oſtpreußen iſt aber air ein Kampf um den deutſchen Menſchen. 
Der Deutſche iſt in Gefahr, den Oſten freiwillig aufzugeben. Gegen dieſe Gefahr gilt 
es mit aller Kraft ſich zu wappnen. Nur wenn unſer Volk den Dften im Bodenkampf 
und geiſtig wieder zu gewinnen in der Lage iſt, wird es letztenendes vom Untergang der 
abendländiſchen Welt bewahrt bleiben. Somit DD, der Diten wieder einmal der Jung⸗ 
born des deutſchen Volkes werden. | 

Für dieſen Kampf in all feiner Schwere gilt es die Kämpfer zu ſammeln Der 
Deutſche Grenzkampfbund ruft dazu mit 8 1 auf, mit 2 et als ar größere 
Arbeit vor die che Deffentlichteit tritt. | 


Stettin, Januar 1932. 
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Zeichnung von A. Paul Weber | 


Aulutende Grenze 


I. 


1. 


Oſtpreußen war der Ausgangspunkt der preußiſchen Staatswerdung. Auf oft- 
preußiſchem Boden wurde mehr denn einmal das Schickſal des preußiſchen Staates 
und des deutſchen Volkes entſchieden. Es iſt ein auf äußerſtem Vorpoſten kämpfen⸗ 
des Land. Die ſtarken politiſchen Kräfte, die ſeit je dem oſtpreußiſchen Boden ent⸗ 
ſprangen und die nur in den letzten hundert Jahren durch die außenpolitiſche Ent⸗ 
wicklung im nahen Oſten und durch den inneren Ausbau des preußiſchen Staates ver⸗ 
ſchüttet waren, ſind durch die Lostrennung der Provinz erneut aufgebrochen. Aber 
auch der Raum u m Oſtpreußen iſt in Bewegung und harrt noch ſeiner endgültigen 
ſtaatlichen Formung. Damit iſt die oſtpreußiſche Frage mehr als ein Kampf um den 
Wiederanſchluß und die Wiedergewinnung geraubter Gebiete geworden. Sie wurde 
ein deutſche und eine europäiſche Schickſalsfrage ſchlechthin, an der ſich das 
deutſche und das europäiſche Schickſal entſcheiden werden. ö 


= 2. 

Raum und Volk ſind die beiden Grundpfeiler allen ſtaatlichen Lebens. Das 
Volk iſt vom Schickſal in ſeinen Raum geſtellt, den es auszufüllen und zu verteidigen 
hat. Oft iſt dieſer Raum nur klein und das Volk auf ihm ohne weltbewegende 
Kraft, oft wohnt ihm auch eine nie verſagende ſtaatliche Geſtaltungsmacht inne, die 
auch dann nicht nachläßt, wenn ſich Völker in ihrer Herrſchaft über dieſen Raum 
ablöſen. Ein jeder Staat hat aber als Ausgangspunkt ſeiner Entwicklung einen ſolchen 


Raum von beſonderer ſtaatsbildender Kraft. Es iſt die geopolitiſche Kern⸗ 
landſchaft des Staates. 


Auch Altpreußen⸗Oſtpreußen war eine geopolitiſche Kernlandſchaft. Der preu⸗ 
ßiſche Staat nahm hier ſeinen Ausgangspunkt. Er verlagerte ſpäter zwar ſein 
Schwergewicht nach dem Weſten, in die Mark Brandenburg, jedoch die altpreußiſche 
geopolitiſche Kernlandſchaft trat in den Anfängen ihrer preußiſchen Geſchichte erſt 
einmal zu zwei anderen mitteleuropäiſchen Räumen in e ee RAN 
zum polniſchen und zum mittelalterlich⸗deutſchen. | | 


Der polniſche Staat begann feine Raumentwicklung zwiſchen Gneſen und 
dem Goploſee, der mittelalterlich⸗deutſche Staat (das Reich) um Frankfurt 
und Mainz, wo die Anfänge des Frankenreiches lagen. Es tritt hier ein geopolitiſches 
Dreiecksverhältnis Reich⸗ Altpreußen⸗ Polen in der deutſch⸗polniſchen Auseinanderſetzung 
von Anfang an zutage, das bis in die Jetztzeit ſeine Schatten wirft und damit au 
für die oſtpreußiſche Frage von großer e geworden iſt. 


Die preußiſche Kernlandſchaft war eine Randlandſchaft, die in ihrem 
Norden vom Meere, der Oſtſee, begrenzt war. Die alte Reichslandſchaft dagegen und 
auch die polniſche Kernlandſchaft waren Binnenlandſchaften. Sie wuchſen 
von Innen heraus und ſtrebten nach den Meeren. Auf dieſem Wege zum Meere 
waren für Polen in ſeinem Norden das alte Pommern, Maſovien und Altpreußen 
vorgelagert. Dieſe Randgebiete lagen ſomit im polniſchen Großmachtsraum, für deſſen 
Machtgeltung wieder die Herrſchaft über dieſe Randgebiete und damit über einen Teil 
der Oſtſeeküſte die Vorausſetzung war. So gab es hier nur ein Entweder-Oder. Alt⸗ 
preußen vermochte denn auch als einziges Randgebiet Polen zu trotzen, aber ſein Ver⸗ 
hältnis zu Polen war immer nur Kampf oder Kampfbereitſchaft. An dieſer fteten 
außenpolitiſchen Gefahrenlage hat ſich letztenendes die preußiſche Staatshaltung entwickelt. 


Aber auch das Reich und Polen wurden bald Nachbarn. Sie begegneten ſich in 
breiter Front an der Oderlinie. Jedoch ihr Nachbarſchaftverhältnis war, geopoli⸗ 
tiſch geſehen, ein anderes als das preußiſch-polniſche. Reich und Polen trafen ſich auf 
einer Ebene, auf der ſie ſich aneinander reiben konnten, ohne daß der eine dem anderen in 
ſeinem Großmachtsſtreben im Wege ſtand. Das Reich war auf dieſer Ebene der Stärkere. 
Es drängte Polen immer weiter nach Oſten, wo Polen auch die Möglichkeit des Aus⸗ 
weichens gegeben war. Die Feindſchaft Reich — Polen war alſo damit keine Feindſchaft 
auf Leben und Tod. | 


Reich und Polen wieſen aber auch noch eine Gemeinſamkeit auf: das alt⸗ 
römiſche Kulturerbe, das fie beide fortzuführen hatten. Sie entſtanden in 
Gebieten, die einſt die Brennpunkte altrömiſchen Kultur- und Handelslebens im mittel⸗ 
europäiſchen Raume geweſen waren. Dieſe Gemeinſamkeit wurde durch die chriſtliche 
Miſſionsaufgabe verſtärkt, die ſowohl dem Reich wie auch Polen übertragen war. Polen 
wurde bereits in den Anfängen ſeiner Geſchichte der Vorpoſten der römiſchen Kirche 
gegen Rußland. Der Kaiſer des heiligen römiſchens Reiches deutſcher Nation und der 
König von Polen waren im Mittelalter zwei wichtige Träger des damaligen Abendlandes. 


Altpreußen, das nach der Niederringung der alten Preußen Ordensſtaats⸗ 
gebiet geworden war, hatte die chriſtliche Miſſionsaufgabe in dem Augenblick verloren, in 
dem auch die Litauer zum Chriſtentum übergetreten waren. Wenn trotzdem der Papſt 
den Orden noch eine Zeitlang unterſtützte, gelegentlich auch gegen Polen, ſo läßt ſich auf 
der anderen Seite doch feſtſtellen, daß frühzeitig ſchon Polen für den Orden eine Gefahr 
wurde und zwar allein aus der gemeinſamen abendländiſchen Verantwortung heraus, 
in der ſich Ordensſtaat und Polen damals fühlten. Darum mußte die weitere Ent⸗ 
wicklung folgerichtig zum Uebertritt des Ordens zum Proteſtantismus führen. Die 
Fluchtinden Glauben war fürden Orden eine nationalpolitiſche 
Notwendigkeit geworden, da die Religionsgemeinſchaft des Ordens mit 
Polen ſich zu einer Gefahr auszuwachſen begann. Polen hatte immer die Möglichkeit, 
mit dieſer Religionsgemeinſchaft politiſch zu arbeiten und vom Orden ein Nachgeben 
unter Beſchwörung der höheren chriſtlichen Miſſionsaufgabe zu fordern. Als dann 
ſchließlich der Polenkönig verlangte, daß die Ordensverwaltung mit polniſchen Geiſt⸗ 
lichen durchſetzt wurde, wie er ein Gleiches bei der Beſetzung des ermländiſchen Dom⸗ 
kapitels anſtrebte und erreichte, da gab es für den Orden nur die eine Rettung, die 
weltanſchauliche Trennungslinie zu ziehen, d. h. ſeinen Staat proteſtantiſch aufzubauen. 
Hier wird deutlich die Notwendigkeit der altpreußiſchen Linie klar: Für die alten 
Preußen bedeutete die Chriſtianiſierung die Poloniſierung, für den Orden bedeutete das 
Gleiche die Katholiſierung und heute iſt für Oſtpreußen auch die Paneuropäiſierung eine 
Gefahr geworden. Oſtpreußen muß auch heute noch einen ſcharfen weltanſchaulichen 
Trennungsſtrich gegen Polen ziehen. Es muß alle Bindungen ablehnen, 
die irgendwie eine europäiſche Verantwortung begründen, in 
die auch Polen einbezogen iſt. 
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3: 

Mit dem Webertritt zum Proteſtantismus und mit dem damit beginnenden Bündnis 
| zwischen Preußentum und Protejtantismus wurde auch eine andere Entwicklung ange⸗ 
bahnt. Das oben angedeutete geopolitiſche Dreiecksverhältnis bekam von der weltanſchau⸗ 
lichen Seite her eine gefährliche Belaſtung. Anſtatt daß das geſamte deutſche Volk ſeine 
Polenpolitik nach der altpreußiſchen Gefahrenlage einſtellte, traten die reichiſch⸗ polniſchen 
Gemeinſamkeiten in Verbindung mit der römiſch⸗katholiſchen Miſſionsaufgabe und in 
ihren ſonſtigen kulturgeſchichtlichen Zuſammenhängen aus dem altrömiſchen Kulturerbe 
heraus immer ſtärker hervor, bis nach der franzöſiſchen Revolution und nach den polniſchen 
T Teilungen die reichiſchen und die polniſchen Kräfte ſogar ein Bündnis — gegen Preußen 
eingingen. Die Aufteilung Polens war von der altpreußiſchen geopolitiſchen Baſis 
geſehen eine Notwendigkeit. Durch den neuen Landzuwachs war aber zugleich auch die 
preußiſche Machtbaſis erheblich geſtärkt worden, durch die Preußen im Verlaufe des 
folgenden Jahrhunderts fähig wurde, das deutſche Volk von Norden, d. h. gegen „Rom“ 
und „Paris“ zu einigen. Die auf dieſe Weiſe aufgebaute preußiſche Macht konnte aber 
von der Demokratie und vom politiſchen Katholizismus mit Hilfe der polniſchen Frage 
unterminiert werden. Somit trat ein tragiſcher Gegenſatz in unſerer Oſtpolitik zutage. 
Wir trieben eine weſtliche und eine preußiſche Polenpolitik und gingen an dieſem Doppel⸗ 
ſpiel im Oſten ſchließlich zugrunde. Es mag hier genügen, zwei Stimmen anzuführen, 
die ganz deutlich dieſen Gegenſatz aufzeigen. Die eine, d. h. die aus dem reichiſchen 
Denken handelnde bejaht die polniſche Exiſtenzberechtigung, während die preußiſche 
Stimme ſie auf das Schärfſte verneint. 


Clauſewitz ſchrieb 1831, als er als Stabschef Gneiſenaus nach Poſen zog: 
Polen und Franzoſen haben ſich von jeher als natürliche Verbündete betrachtet 
Wer iſt dann aber der Gegenſtand ihres natürlichen Bündniſſes? Offenbar, was zwif chen 
beiden liegt, die deutſchen Mächte. — Können wir wohl unter ſolchen Umſtänden und 
wie die Dinge dermalen im Oſten und Weſten ſtehen, uns ganz ſelbſt verleugnen, um 
eine ſogen. Freimachung Polens im Intereſſe der Menſchheit zu wünſchen? Wehe uns, 
wenn Rußland in den Fall kommen könnte, die Krone aufzugeben und ſeine polniſchen | 
Provinzen: Litauen, Wolhynien, Podolien wieder abzutreten, ein Fall, den ſich mancher 
deutſche Philoſoph als ein goldenes Zeitalter des Oſtens denkt.... Polen und 
Franzoſen würden ſich dann an der Elbe die Hand zu reichen ſuchen. Auf dieſe Weiſe 
iſt es, daß die polniſche Frage unſeren höchſten und heiligſten Intereſſen nahetritt, ſich 

an die Frage unſerer Geſamtexiſtenz knüpft.“ 


Die zweite Anſicht ſtammt von einem Pfälzer Dr. Wirth, der in ſeiner „Deutſchen 
Tribüne“ faſt zur gleichen Zeit ſchrieb: „Sollen die Völker endlich die Freiheit erlangen, 
fol der Verrohung und der Verelendung Euopas endlich ein Ziel geſetzt werden, jo muß 
Rußland, Preußen und Oeſterreich durch ein demokratiſch geſinntes Polen getrennt. .., 
das Uebergewicht des preußiſchen und öſterreichiſchen Königs durch die Organiſation 
des Deutſchen Reiches mit demokratiſcher Verfaſſung aufgehoben und eine europäiſche 
Staatengeſellſchaft durch ein treues Bündnis des franzöſiſchen, deutſchen und polniſchen 
Volkes vorbereitet werden.“ Eindeutiger können die Gegenſätzlichkeiten in unſerer Polen⸗ 
politik nicht dargetan werden. Iſt es aber noch notwendig darauf hinzuweiſen, daß die 
letzte angeführte Aeußerung auch heute der oſtpolitiſche Leitgedanke aller e 
liberaler, ſozialiſtiſcher oder ultramontaner Prägung iſt? 


| Was beſagt aber dieſe Erkenntnis der Bedeutung Polens für eine paneuropätſche 
Politik Auf eine kurze Formel gebracht heißt dies: Polen iſt der Wachhund des abend⸗ 
ländiſchen, gegen Preußen gerichteten franzöſiſchen Imperialismus. Ein ſelbſtändiges 
Polen kann ſtets nur gegen Preußen leben. Sit es gar im Beſitze des Weichſelkorridors, 
ſo ſind damit nicht nur die Sehnen des preußiſchen Staates durchſchnitten, ſondern es 
iſt auch die preußiſch⸗ proteſtantiſche Machtbaſis auf das Empfindlichſte getroffen. Es 
mag, gerade im Hinblick auf die letzte Feſtſtellung, ein kurzes Zitat aus der e 
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Zeitſchrift „Allgemeine Rundſchau“ erwähnt werden, in dem es hieß, daß der Ka⸗ 
tholizismus an der Wiedergewinnung des Korridors kein 
Intereſſe habe, wenn dadurch allein die preußiſch⸗ proteſtan⸗ 
tiſche Machtbaſis erneut errichtet würde. Und einige Monate ſpäter 
hieß es in derſelben Zeitſchrift, daß die deutſch⸗polniſche Frage in dem 
Augenblick cgelöſt ſei, in dem die letzten Reſte der junkerlichen Herrſchaft in 
Oſtpreußen gebrochen ſeien, denn dann werde ſie unter dem Zeichen der römiſ ch⸗katho⸗ 
liſchen Kultureinheit gelöſt werden. Aber ebenſo verſtändlich iſt ſchließlich in dieſem 
Zuſammenhange der Korridorlöſungsvorſchlag des Prälaten Kaas, der darauf aus⸗ 

ging, das Korridorgebiet als Mandatsgebiet dem Völkerbund zu übertragen und es von 
Genf als Mandatsland an Deutſchland geben zu laſſen. | 


Wenn ſchließlich zu den obigen Aeußerungen noch einige Zentrumsſtimmen über 
Oberſchleſien hinzugenommen werden fo rundet ſich das Bild der Einordnung der Oſt⸗ 
grenzenfrage in die weltanſchaulichen Auseinanderſetzungen. Am 2. Januar 1920 erklärte 
Prälat Ulitzka in einer Rede: „Ich habe für Polen ſtets Sympathien gehabt, mich 
aufrichtig gefreut, daß ihm nach jahrhundertelanger Tragik endlich der Morgen einer 
glücklicheren Epoche aufgehen werde.“ Oder es ſchrieb in der Abſtimmungszeit eine 
oberſchleſiſche Zentrumszeitung: „Oberſchleſien iſt weder deutſch noch preußiſch. Ober⸗ 
ſchleſien iſt katholiſch.“ Und was aus der Tätigkeit des Herrn Kaas im Rheinland 
bekannt iſt, daß er die Loslöſung des Rheinlandes von Preußen betrieb, das verfolgte 
das Zentrum auch an der Südoſtecke Preußens. Es betrieb die Loslöſung 
j Oberſchleſiens von Preußen. Als nämlich am 14. Oktober 1919 Ober⸗ 
ſchleſien zu einer preußiſchen Provinz gemacht wurde, da genügte dies dem Zentrum 
fen 1185 es ließ durch Herrn Erzberger ein oberſchleſiſches Autonomieſtatut ver⸗ 
öffentlichen 


All dies zeigt bereits mit Deutlichkeit, daß es bei der Korridorfrage nicht allein um 
ein Stück Land oder um den Wiederanſchluß geht, ſondern daß hier auch weltanſchauliche 
Entſcheidungen mithineinſpielen, daß hier der deutſche Norden, der noch 
die letzte geſchloſſene germaniſche Subſtanz im biologiſchen 
wie im geiſtig⸗politiſchen Sinne birgt, den Entſcheidungs⸗ 
kampf um die Seele dies deutſchen Volkes führt. Durch den 
Korridor ſindihm die Feſſeln von außen angelegt. Sollen dieſe 
Feſſeln vom Norden aus eigener Kraft e werden oder 
ſollen ihn „Ro m' und „Paris“ befreien? 


II. 


| 1918 kamen die „reichiſchen“ Kräfte in Preußen zur Macht. Sie trieben eine 
Oſtpolitik mit doppelter Frontſtellung: gegen Polen und gegen das Oſtdeutſchtum. 
Gegenüber Polen kam es darauf an, zwar den deutſchen Rechtsanſpruch in der deutſchen 
Oſtgrenzenfrage zu wahren, auf der anderen Seite aber doch auch eine grundſätzlich andere 
Politik zu treiben, als das „barbariſche“ Vorkriegspreußen fie getrieben hatte. Dem 
Oſtdeutſchtum gegenüber kam es darauf an, die „republikaniſche“ Linie zu wahren. Be⸗ 
ſonders Oſtpreußen empfand der Weimarer Staat als ein letztes Bollwerk der „Reaktion“. 

So kam es ſchließlich, daß aus dieſer doppelten Frontſtellung des neuen Staates die 
republikaniſche Linie gegen Polen we. Oſtpreußen e aber 
ln eee war. | 
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Es läßt ſich leicht denken, daß dieſe Politik zu einem Fiasko führen mußte, da 
ihre Vertreter mit einer vorgefaßten Meinung an die Dinge herangingen. Das Fiasko 
begann denn auch bereits wenige Tage nach dem Umſturz mit den Reiſen der preußiſchen 
Miniſter Hirſch und Ernſt und des Herrn von Gerlach nach Poſen. Jene Herren ver⸗ 
hinderten die Säuberung Poſens von den polniſchen Aufſtändiſchen. Allein ſchon dieſe 
erſte Handlungsweiſe ſeiner namhaften Vertreter kennzeichnete die kommende Politik 
des Weimarer Staates gegenüber Polen und richtete zugleich auch den Staat in ſeinem 
Verhältnis zum deutſchen Oſten. Denn es iſt wohl nicht mehr zweifelhaft, daß die 
Korridorfrage heute anders ausſehen würde, wenn es damals gelungen wäre, die pol⸗ 
niſchen Aufſtändiſchen zu vertreiben, ebenſo wie die oberſchleſiſche Frage noch ungünſtiger 
ſtände, wenn der deutſche Selbſtſchutz nach den Wünſchen der Berliner Regierung vor⸗ 
gegangen wäre und den Annabergſturm nicht gewagt hätte. 


2: 


Der ſchwerſte Mißgriff im Kampf um den Korridor und um Oſtpreußen wurde aber 
durch die preußiſche Minderheitenſchulverordnung, die im Dezember 
1928 herauskam und im April 1929 in Kraft trat, eingeleitet. Worin liegen bei 
dieſer Verordnung die Mängel? Es muß hier auf Einzelheiten einge⸗ 
gangen werden, weil eine vom Grundſätzlichen ausgehende Kritik an der Verordnung 
in der deutſchen Oeffentlichkeit bisher fehlte, und weil weithin an Einzelbeiſpielen gezeigt 
werden muß, wie groß die Inſtinktloſigkeit des Deutſchen in ſeinem Verhältnis zum 
Polen ſein kann, wenn er derartige Dinge, wie ſie ſich jetzt tagtäglich diesſeits und jenſeits 
des Korridors abſpielen, geſchehen läßt.“) 


Die preußiſche Regierung erkennt mit ihrer Verordnung zunächſt einmal an, daß 
es für Maſuren, Südermländer, Kaſchuben, Oberſchleſier u. a. eine gemeinſame Sprachen⸗ 
regelung im großpolniſchen Sinne geben kann. Sie leugnet damit die geſchichtliche 
Sonderſtellung dieſer ſlaviſchen Stämme, die faſt durchweg nie Polen waren und nur, 
weil ſie ſelbſt im Laufe ihrer Entwicklung nicht zur Herausbildung eines eigenen Kultur⸗ 
bewußtſeins kamen, mit der Zeit einen gewiſſen Anſchluß an den hochpolniſchen Akzent 
fanden. Die preußiſche Regierung trägt alſo dazu bei, daß alle dieſe Stammesdialekte, 
die untereinander gar nicht verſtändlich ſind, zugunſten des Hochpolniſchen aufgehoben 
werden. Sie trägt dazu bei, daß wir längs der Korridorgrenzen im Laufe der Zeit einen 
hochpolniſchen Sprach- und Kulturſtreifen bekommen, der praktiſch eine Verbreiterung 
der Korridorfront darſtellt. 


Dieſer Vorgang bahnt ſich mit Hilfe des ſehr liberal anmutenden Grundſatzes 
„Minderheit iſt, wer es ſein will“ an. Im preußiſchen Oſten wirkt ſich 
dieſer Grundſatz nur als Phraſe aus und der Deutſche hat mit ihm wieder einmal die 
Vorausſetzung dafür geſchaffen, daß der Pole — nicht etwa wie es Miniſterialrat 
Rathenau gelegentlich im „Berliner Tageblatt“ behauptet — zu einem ehr⸗ 
lichen Kulturkampf mit uns gezwungen wird, ſondern daß er wieder einmal die 
wirtſchaftliche Kriſenzeit unſeres Staates für ſeine irredentiſtiſchen Beſtrebungen aus⸗ 
zunutzen in der Lage iſt. Der Pole hat im preußiſchen Oſten noch nie 
durch einen ehrlichen Kulturkampf Erfolge errungen, ſondern 
er verſtand es ſtets nur in den Kriſenzeiten des Staates, ſein 
Schäfchen ins Trockene zu bringen. So geſchieht es auch jetzt wieder vermit⸗ 
tels des oben genannten Grundſatzes. Nach dieſem Grundſatz darf jeder, ob Deutſcher oder 
Pole, ſein Kind für die polniſche Minderheitenſchule anmelden. Eine einfache Erklärung 
des Erziehungsberechtigten genügt. Sie ermöglicht es auf der anderen Seite aber auch, 


* Text der Verordnung ſiehe Anhang. 


das Kind ohne Formalitäten wieder umzuſchulen. Das bedeutet, daß die Polen mit 
ihren vom polniſchen Staat gegebenen Geldern die in Not geratenen Landwirte zunächſt 
einmal ſo einkreiſen, daß dieſe eines Tages vor der Wahl ſtehen, ins völlige Elend zu 
kommen oder ihre Kinder für die polniſche Schule anzumelden. Dafür gibt es unzählige 
Beiſpiele, und es liegen eidesſtattliche Verſicherungen von Landwirten vor, die von den 
Polen nur unter der Bedingung Geld geliehen bekamen, daß ſie gleichzeitig ihre Kinder 
für eine polniſche Minderheitenſchule anmeldeten. So war in einem kleinen Dorfe des 
Landkreiſes Allenſtein ein Beſitzer abgebrannt. Die Wiederaufbaugelder, die er bekam, 
reichten nicht dazu aus, auch die Handwerkerſchulden zu bezahlen. Hier ſprangen die 
Polen ein. Sie erboten ſich in völliger Harmloſigkeit dem Manne zwei Räume ſeines 
Hauſes für einen verhältnismäßig hohen Mietſatz abzunehmen. Für die Räume hatten 
ſie keine Verwendung. Nachdem aber zweimal der Mietzins gezahlt war, erſchienen ſie 
eines Tages wieder und verlangten nun, daß der Mann ſeine vier ſchulpflichtigen Kinder 
in die polniſche Minderheitenſchule ſchicken ſollte, anderenfalls verlöre er die Miete. Das 
Anſinnen lehnte der Beſitzer mit der Begründung ab, daß die Kinder keine Kleidung 
hätten, um den Weg ins Nachbardorf zur polniſchen Schule machen zu können. Darauf 
bekamen die vier Kinder eine neue Ausſtattung. Als jetzt der Mann 
einwandte, daß der Weg noch ſehr beſchwerlich ſei, da ſandten die Polen ihm jeden 
Morgen Wagen und Pferd vors Haus, die die Kinder abholten und mittags wieder 
heimbrachten. Oder: Im Abbau Piaſſutten im Kreiſe Ortelsburg erſchien eines 
Tages ein polniſcher Schulagent bei dem Beſitzer O. und erzählte ihm, daß er von der 
bevorſtehenden Hochzeit ſeiner Tochter gehört hätte. Er könnte ihm für die Ausſteuer 
billiges Geld beſorgen, wenn er ſich gleichzeitig auch bereit erklären würde, ſeine Kinder 
in die polniſche Schule zu ſchicken. Dieſen Wunſch verſah er mit einer Drohung, indem 
er den Beſitzer darauf aufmerkſam machte, daß Oſtpreußen demnächſt doch polniſch werden 
würde und daß diejenigen einen großen Vorteil hätten, die ſich jetzt bereits zum Polen⸗ 
tum bekennen würden! 


Das ſind Beiſpiele, die ſich tagtäglich immer wiederholen und die zeigen, welchen 
Weg die Dinge an unſerer Oſtgrenze gehen. Man kann heute ſchon ſagen, daß in den 
polniſchen Minderheitsſchulen vielfach Kinder von ſolchen 
Eltern ſich befinden, die aus der Not heraus gezwungen waren, 
ſich den Polen zu verkaufen. Die polniſch geſonnenen Eltern denken dem⸗ 
gegenüber gar nicht daran, ihre Kinder in die Minderheitsſchule zu ſenden, da ſie durch 
die häusliche Erziehung für eine polniſche Geſinnung ſorgen und die Kinder durch den 
Unterricht in der deutſchen Schule beſſer die deutſche Sprache erlernen und dadurch bei 
ihrem ſpäteren Fortkommen einen größeren Vorteil haben. Es iſt darum auch eine Irre— 
führung der Bevölkerung, wenn geſagt wird, daß derjenige, der ſeine Kinder in die 
polniſche Schule ſchickt, ſich zum Polentum bekennt. Wer ſich zum Polentum bekennt, ſendet 
damit noch keineswegs ſeine Kinder in die polniſche Schule, wer ſeine Kinder aber in die 
polniſche Schule ſchickt, bekennt ſich noch keineswegs zum Polentum, denn dieſe Hand— 
lungsweiſe iſt oft nur ein Ausfluß wirtſchaftlicher Verzweiflung, den die Polen auszu— 
nutzen in der Lage ſind. Damit wird eine gefährliche Verwirrung in der Bevölkerung 
geſchaffen. Eltern melden ihre Kinder für die polniſche Schule an, wenn ſie Geld 
brauchen, ſie melden ſie wieder ab, wenn ſie den Polen das Geld zurückzahlen können. 
Die Leidtragenden ſind die Kinder, ſie verfallen einer ſeeliſchen Zerſtörung, deren Aus— 
wirkung in größerem Ausmaße nicht mehr lange auf ſich warten laſſen wird. 


Es kommt hinzu, daß die Disziplin in den infrage kommenden Gegenden völlig 
untergraben wird. Der polniſche Lehrer unterſteht nicht dem preußiſchen Disziplinar— 
recht. Er kann in ſeiner Schule ſeine Kinder ſchalten und walten laſſen. Das verfehlt 
natürlich nicht den Eindruck auf die übrige Schuljugend des Dorfes Dieſe Frei— 
heiten werden ſogar bewußt als Köder benutzt. 
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Daß eine Umſchulung mitten im Schuljahr ohne jede Formalität möglich ift, wurde 
bereits angedeutet. Der deutſche Lehrer iſt damit in einen Zuſtand völliger Rechtloſigkeit 
gekommen. Er hat weder die Kinder in der Hand, noch beſitzt er den Eltern gegenüber 
ein Schutzrecht. Dafür wieder nur ein Beiſpiel aus dem Kreiſe Ortelsburg. In einer 
Gemeinde waren Lehrer und Pfarrer in einen Streit geraten. Die Kirchenbehörde ver- 
ſetzte den Pfarrer. Daraufhin verlangte die Gemeinde von der Regierung auch eine 
Verſetzung des Lehrers. Das wurde abgelehnt. Jetzt erklärten einige Gemeindemit⸗ 
glieder, daß ſie eine polniſche Schule beantragen würden, wenn der Lehrer nicht ſofort 
verſetzt würde. Wenige Stunden danach war der Lehrer verſetzt! Hat ſich die deutſche 
7 klar gemacht, was das für die Autorität von Regierung und Lehrer 

edeutet? 


Aber auch die Schulkinder haben dieſe Lage bereits erkannt. Es kommt immer 
wieder vor, daß Kinder, die beſtraft worden ſind, nach Hauſe laufen und am anderen 
Morgen die Drohung des Vaters mitbringen, daß ſie ſofort in die polniſche Schule gehen 
wünden, wenn ſie noch einmal beſtraft würden. In einem anderen Falle erſchienen eines 
Tages zwei dreizehnjährige Schülerinnen auf dem Schulhof der polniſchen Schule und 
zeigten ſich von hier aus ganz offen ihrer deutſchen Lehrerin. Am nächſten Morgen 
waren ſie wieder in der deutſchen Schule. Eine Beſtrafung war natürlich unmöglich 
und als ſie zur Rede geſtellt wurden, erklärten ſie, daß ſie ihre deutſche Lehrerin 
nur ein wenig ärgern wollten! 


Das Ende dieſer Schulpolitik iſt Beſtechlichkeit und Disziplinloſigkeit. Der 
Seelen kauf hat jetzt bereits begonnen. Das iſt der ehrliche Kulturkampf, 
den die preußiſche Schulverordnung im Oſten heraufbe⸗ 
ſchworen hat. c 


Schließlich muß noch auf eine recht bedenkliche innenpolitiſche Inkonſequenz hin⸗ 
gewieſen werden. Nach der Reichsverfaſſung ſoll die Schulerziehung im Dienſte der 
Völkerverſöhnung vor ſich gehen. Die preußiſche Regierung wacht über dieſen Grundſatz, 
ſoweit er die deutſchen Schulen angeht und es iſt bekannt, daß dieſe Forderung oft zu 
einer bewußt pazifiſtiſchen Erziehung führt. Nur in den polniſchen Minderheitenſchulen 
iſt es anders. Die Lehrer werden vom polniſchen Weſtmarkenverein via Polenbund 
ausgewählt und beſoldet. Es beſteht dabei wohl kein Zweifel, daß die Erziehung der 
Kinder ganz im Geiſte dieſer Verbände vor ſich gehen wird, d. h. mit anderen Worten, 
es iſt eine Haßerziehung gegen das deutſche Volk und gegen den deutſchen Staat. Man 
konnte es aber noch nicht erleben, daß die preußiſche Regierung ſich darum beſorgt gefühlt 
hat, obwohl die Kinder der Minderheitsſchulen doch auch preußiſche Staatsbürger ſind. 
Wie lange ſoll ſich das deutſche Volk dieſe doppelte Moral gefallen laſſen? 


Aber noch weitere Tatſachen müſſen erwähnt werden. Es kann z. B. eine Minder⸗ 
heitenſchule ſelbſt dann errichtet werden, wenn auch nur ein Kind angemeldet iſt. Für 
dieſes eine Kind muß auch ein reichspolniſcher Lehrer hereingelaſſen werden. Beſonders 
kraß in dieſer Hinſicht iſt der Fall Piaſſutten-Abbau, wo die erſte evangeliſch⸗ 
polniſche Minderheitenſchule in Maſuren entſtand. Ein Beſitzer, der von den deutſchen 
Kaſſen bereits kein Geld mehr bekam, wandte ſich an die Polen. Sie gaben ihm das 
Geld gegen die Verpflichtung, daß er für ſeinen ſchulpflichtigen Sohn 
eine polniſche Minderheitenſchule beantragte. So kam mit Hilfe 
eines heruntergewirtſchafteten Bauern die erſte polniſche Schule nach Maſuren! Wichtig 
aber iſt noch, daß Piaſſutten-Abbau an der militäriſchen Blocklinie liegt, der einzigen Ver⸗ 
teidigungslinie, die uns zugeſtanden iſt. Was das bedeutet, wird jeder ermeſſen können, 
der die Einordnung der polniſchen Lehrer in das geſamte polniſche Landesverteidigungs⸗ 
ſyſtem kennt. | | 2 | 


Darauf hingewieſen werden muß ſchließlich, daß die polnischen Lehrer durchweg 
junge, fanatiſche polniſche Nationaliſten ſind. Sie haben keine Bindungen an Familie 
und Grundbeſitz. Die Durchſchnittskinderzahl, die ſie zu unterrichten haben, beträgt 
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zehn bis fünfzehn. Demgegenüber ſteht der deutſche Lehrer mit ſechzig und mehr Kin⸗ 
dern, mit ſeinen vielfachen Bindungen an Familie und Beſitz, durch Alter und durch die 
vielen ſtaatlichen Verordnungen. Der deutſche Lehrer darf zudem nicht einmal ein 
werbendes Wort für ſeine deutſche Schule jagen oder die polniſche entſprechend kenn⸗ 
zeichnen, da ihm dann eine disziplinariſche Unterſuchung und Beſtrafung drohen! 


Endlich kommt als Letztes hinzu, daß die Anmeldungen für die polniſchen Schulen 
wochenlang vorher von den polniſchen Werbern geſammelt werden. Da der Werber vom 
polniſchen Staat für jedes geworbene Kind eine Werbeprämie bekommt, hat er ein 
großes Intereſſe an einer möglichſt hohen Anmeldezahl. So übt er einen unerhörten 
perſönlichen Druck auf die Eltern aus. Es gibt dann für viele Eltern keinen anderen 
Ausweg, den Werber los zu werden als eben die Anmeldung. Dieſe erpreßten Anmel⸗ 
dungen gelten für die Regierung aber als Unterlage für die Zulaſſung der Schule und 
eines reichspolniſchen Lehrers. So kommt es vor, daß zwanzig oder mehr Kinder ange: 
meldet werden, und wenn eines Tage die Schule eröffnet wird, iſt zwar der Lehrer da 
und eine moderne Schuleinrichtung iſt mit polniſchen Staatsgeldern geſchaffen, aber 
die Kinder fehlen. Es iſt aber nicht vorgekommen, daß die Regierung dieſem 
Schwindel ſofort ein Ende machte, nein, der Lehrer blieb oft monatelang im Dorfe und 
betätigte ſich ausſchließlich als Agitator. 


So bedeutet dieſe preußiſche Minderheitenſchulverordnung eine völlige Unter⸗ 
minierung des Kampfes um den Korridor und um Oſtpreußen. Es zeigt ſich hier wieder 
einmal, daß der Deutſche nicht nur außenpolitiſch die Reviſion nicht durchzuſetzen vermag, 
ſondern daß er aus einem gefährlichen Liberalismus heraus noch weiteren Boden im 
Oſten verloren gehen läßt. Es muß aber auch auf das Schärfſte abgelehnt werden, daß 
etwa die einzelnen Auswirkungserſcheinungen bagatelliſiert werden. Der Deutſche hat 
den Polen in ſeiner völkiſchen Energie ſtets unterſchätzt. Ebenſo verhängnisvoll iſt aber 
auch die Theſe, daß die Polen ſich tot laufen werden. Dieſe Hoffnung ſteht beſonders 
ſolchen Oſtpolitikern, denen man ihre abendländiſche Dekadenz nur zu deutlich anſieht, 
recht wenig gut. Sie haben ſchon lange das Maß dafür verloren, weſſen ein Volkstum 
fähig iſt, wenn es etwas erreichen will. Es muß auch dagegen Ber: 
wahrung eingelegt werden, daß ſie mit dieſer Theſe für ihre daneben gegangene Polen⸗ 
politik im Lande hauſieren gehen und die Abwehrenergien der deutſchen Bevölkerung 
einſchläfern. 5 


3. 


| Um die preußiſche Minderheitenſchulverordnung zu rechtfertigen, wird oft eitel 
Spiegelfechterei getrieben und ſo deren ſchädliche Auswirkung im oſtpreußiſchen Selbſt⸗ 
behauptungskampf ſchamhaft verſchwiegen. Das ungeheuerlichſte und in gewiſſem Sinne 
feigſte Argument, das dabei vorgebracht wird, iſt, daß die Verordnung mit Rückſicht auf 
die Auslanddeutſchen notwendig war. So ſchrieb das Organ der Oſtdeutſchen Heimat— 
dienſte Allenſtein, Weſtpreußen und Tilſit, „Unſere Heimat“, in feiner Folge 36, Jahr⸗ 
gang 1931: „Sie (d. h. die oſtpreußiſche Grenzbevölkerung D. Verf.) ſieht täglich das 
ſchwere Los unſerer Volksgenoſſen in Soldau und im Korridorgebiet vor ſich und erkennt 
darum, daß bei dieſer Frage das Geſamtintereſſe des deutſchen Volkes zu entſcheiden hat. 
Sie wird es ſtets ablehnen, dieſe Volksgenoſſen preiszugeben oder ihnen gar in den 
Rücken zu fallen. Darum nahm ſie, als der Nationalitätenkampf nach dem Inkrafttreten 
der preußiſchen Minderheitenſchulverordnung erneut aufflammte, dieſen Kampf gelaſſen, 
aber energiſch auf.“ Mit einer ſolchen einfältigen nationalen Phraſe, die im übrigen 
die wahre Sachlage bei der Herausgabe der Minderheitenſchulverordnung in Süd— 
oſtpreußen verſchleiert, läßt ſich letztenendes jede nationalpolitiſche Dummheit recht— 
fertigen. Es wird niemanden in Deutſchland geben, der heute den Auslanddeutſchen in 
ihrem ſchweren Kampfe in den Rücken fallen wird, am allerwenigſten den Deutſchen im 
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Korridor von Oſtpreußen her. Aber es ift noch keineswegs gejagt, daß die Verordnung 
in der Form, wie die Preußen regierung fie herausgab, notwendig 
war und daß der Schaden, den ſie in Oſtpreußen anrichtet, auch nur im Entfernteſten den 
Nutzen aufwiegt, den die Auslanddeutſchen angeblich davon haben ſollen. 


Es kommt aber noch ein anderes Moment hinzu. Die Geſchichte der Vorverhand⸗ 
lungen zur Herausgabe der Preußenverordnung iſt noch nicht geſchrieben. Wer aber 
ein wenig in ſie hineingeſchaut hat, weiß, daß hier jeder groß abgeſteckte politiſche Gedanke 
fehlte und daß eine Vielheit von Meinungen ſei es der preußiſchen Miniſterialbürokratie, 
einzelner Univerſitätsprofeſſoren oder zünftiger reichsdeutſcher Minderheitspolitiker ſich 
durchzuſetzen ſuchte. Das Wiſſen um dieſe Vorgänge kann nur jeden Reſpekt vor der 
Großzügigkeit dieſer preußiſchen Minderheitenſchulpolitik ſchwinden laſſen und damit 
wirkt auch das Gerede von der Rückſichtnahme auf die Auslanddeutſchen nur noch 
törichter. Soweit aber wirklich auslanddeutſche Einflüſſe mithineinſpielten, ſo muß auch 
dazu ein kurzes Wort geſagt werden. | 


Die Regierung und auch manche auslanddeutſchen Kreiſe hofften mit dieſer Ver⸗ 
ordnung eine Schablone für das geſamte mitteleuropäiſche Minderheitenrecht zu ſchaffen. 
Sie begingen hierbei jedoch einen Fehler. Sie ſetzten Minderheit gleich Min⸗ 
derheit und ſtellten obendrein den preußiſchen Staat mit den kleinen Staaten, wie 
Litauen, Lettland, Eſtland u. a. auf eine Stufe. All dieſe Staaten haben 1918/19 einen 
Staatsegoismus eingeimpft bekommen, der auf die Dauer nicht haltbar ſein kann. Aber 
in dieſem Verſailler Staatenſyſtem mußten unſere deutſchen Minderheiten als ein ſtaats⸗ 
feindliches Element erſcheinen, gegen das es nur einen Schutz gab: die Ausrottung. 
Wenn aus dieſer Gefahrenlage heraus unſere Auslanddeutſchen zu einer Unterbewertung 
des Staates und zu einer Ueberbewertung des Volkstumes gekommen ſind, ſo iſt das in 
vielem verſtändlich, nur dürfen ſie dieſe Einſtellung nicht verallgemeinern und ſie auch 
auf den preußiſchen Staat übertragen, der eine ganz andere, ſittlich begründete Staats⸗ 
idee beſitzt. Wenn z. B. in der Septemberfolge der „Deutſchen Arbeit“, der 
Führerzeitſchrift des V. D. A., die Sätze zu finden waren, daß jede Beeinträchtigung 
des Volkstums durch eine ſtaatliche Stelle, alſo durch die Macht, ein Mord am Leben, 
Blutſchande der Menſchheit ſei. jo zeigte dies, wohin die Entwicklung gegangen iſt: 
zu Paneuropa. In einer ſolchen Ideologie iſt es allerdings auch nur folgerichtig, 
daß man jedes Volkstum, mag es geiſtig auch noch ſo verkümmert ſein, zu erwecken ſich 
bemüht. Für den preußiſchen Oſten kann dieſe Einſtellung keine Geltung haben, hier 
gehtes eben nicht um Ethikund Moral, Maßfſtäbe, die die Polen im Völker⸗ 
kampfe anzuwenden nicht in der Lage ſind. Hier geht es um einen reinen Machtkampf. 
Es muß daher als ein ſchwerer Irrweg bezeichnet werden, daß 
die preußiſche Schulverordnung allein im Hinblick auf die aus⸗ 
landdeutſchen Verhältniſſe geſchaffen wurde. Unpreußiſcher konnte 
auch hier wieder einmal preußiſche Politik nicht getrieben werden. 


4. 


Die bisherige kritiſche Stellungnahme zu einigen oſtpolitiſchen Maßnahmen hat 
bereits gezeigt, wie ſehr die Oſtfrage und damit auch der Kampf um Oſtpreußen mit 
dem Schickſal des einzelnen Deutſchen verknüpft iſt. Es geht um die Erkenntnis, daß 
bei der gegenwärtigen geiſtig⸗politiſchen Haltung des deutſchen Volkes ein großer Ab⸗ 
ſchnitt des deutſchen Staats- und Volksbodens nicht mehr zu halten iſt und daß darum 
eine grundſätzliche Umkehr notwendig iſt. Dieſe Verflechtung des Oſtſchickſals mit dem 
Einzelſchickſal des Deutſchen wird aber in der Kultur⸗ und Wirtſchafts⸗ 
politik noch deutlicher. | | 


Es ſteht der deutſche Oſten ohne Zweifel nicht auf derſelben ziviliſatoriſchen Höhe 
wie der Weſten. Im Weſten Deutſchlands ballen ſich die Wirtſchaftszentren zuſammen. 
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Hier iſt Reichtum — ſoweit in Deutſchland davon überhaupt noch geſprochen werden 
kann. Hier werden Kräfte für ſchöngeiſtige und kulturſchöpferiſche Arbeit und ziviliſa⸗ 
toriſche Genüſſe freigeſetzt, die dem Oſten fehlen. Der Oſten iſt damit keineswegs kultur— 
loſer, aber er iſt in der abendländiſchen Gegenwart an ſchöpferiſchen Kräften ärmer, 
das Leben iſt weniger abwechſlungsreich. An ſich bedeutet dieſer Unterſchied noch keinen 
Gegenſatz. Er wurde es erſt durch die Oſt-Weſtwanderung, jene geſamteuro— 
päiſche Erſcheinung, in die auch unſer Volk hineingeriſſen wurde. Im Weſten ballen ſich 
auch europäiſch geſehen die Wirtſchafts- und Kulturmächte zuſammen. Hier wird der 
Lebens⸗ und Wirtſchaftsmaßſtab aufgeſtellt, den zu erreichen der größte Teil des deutſchen 
Volkes ſich bemüht. Denn im Weſten Europas liegt heute der Fortſchritt begründet. 
Nur dort können die Menſchen als „Volleuropäer“ leben, darum ſtrömen ſie aus dem 
kargen Oſten hin, das Oſtland den nachfolgenden primitiveren Völkern überlaſſend, bis 
auch dieſe ſich nicht mehr im Oſten befriedigt fühlen werden. 


Der oſtdeutſche Raum iſt alſo dieſen weſtlichen Maßſtäben gegenüber e 
unfähig“. Er gibt das an Werten nicht mehr her, was der Deutſche glaubt vom Leben 
verlangen zu können. Das gilt für die Kultur ebenſo wie für die Wirtſchaft. Das 
deutſche Wirtſchaftsſyſtem iſt ein international gebundener Privatkapitalismus, der die 
Priorität des Staates gegenüber allen menſchlichen Handlungen nicht verträgt. Es 
widerſpricht ſeinem Weſen, daß auf die Dauer der karge Oſtboden mit hochwertigen 
deutſchen Arbeitskräften bebaut wird, wo daneben primitivere, billiger arbeitende 
ſlaviſche Kräfte zu haben ſind. Hier liegt der entſcheidende Punkt im Kampfe um den 
Oſten. Das polniſche Volk iſt für das deutſche Volk, ſolange es an den weſtleriſchen 
Kapitalismus ſich bindet, nicht nur eine außenpolitiſche Gefahr, ſondern zugleich auch 
der Preis, den der Weſten für ſeine ziviliſatoriſchen Genüſſe vom deutſchen Volke fordert. 
Die nationalpolitiſche Gefahrenlage des Oſtens zwingt daher zu einer Abkehr vom 
Weſten, zur Aufſtellung eines deutſchen Lebensmaßſſtabes. 


7 
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Es entſteht weiter die Frage, wie Oſtpreußen ſelbſt feiner kulturellen und wirt— 
ſchaftlichen Hinterlandslage, die ſich aus den oben angeführten Bindungen allmählich 
herausgebildet hat, in ſeiner Kultur- und Wirtſchaftspolitik begegnen konnte oder wie es 
ihr bisher zu begegnen verſucht hat. Dieſe Frage ſoll von zwei Seiten her beantwortet 
werden, von der geſamtoſtpreußiſchen Baſis und von der deutſchen Grenzarbeit in Süd⸗ 
oſtpreußen aus, als der bedrohteſten oſtpreußiſchen Grenzkampffront. 


Bei der Betrachtung der geſamtoſtpreußiſchen Lage ſind zwei Umſtände zu beachten: 
der ſchwierige volksbildneriſche Boden, der an ſich in Oſtpreußen vorliegt, und die Tat- 
ſache, daß Oſtpreußen durchweg vom Weimarer Staat als „reaktionär“ angeſehen wird. 
Ueber dieſe Schwierigkeiten iſt Oſtpreußen ſelbſt nicht hinweggekommen. Es beruhigte 
ſich bei dem Mangel an volksbildneriſchen Kräften, die eine zielklare Volksbildungs⸗ und 
Kulturarbeit, wie ſie ſich ausſchließlich aus der oſtdeutſchen Ge⸗ 
fahrenlage ergab, durchführen konnten, und auch Preußen zeigte nicht ſoviel 
Einſicht, daß es auf das gefährliche politiſche Vertrauensmännerſyſtem in der oſtpreu⸗ 
ßiſchen Volksbildungs⸗, wirtſchaftspolitiſchen und grenzpolitiſchen Arbeit verzichtete. Es 
ſtellte oft Männer an die Spitze, die nach parteipolitiſchen Momenten ausgeſucht waren, 
denen aber jede fachliche oder Führungs⸗Eignung fehlte. In dieſer Hinſicht it die 
Kulturpolitik in Südoſtpreußen die kraſſeſte und gefährlichſte, die getrieben werden an 
weil ſie ſich an der bedrohteſten Front mit ungeeignetſten Kräften auswirkte. 


Die oſtpreußiſche Kultur⸗ und Wirtſchaftspolitik ſtand unter dem Gedanken, daß 
Oſtpreußen „verfortſchrittlicht“ und auf das weſtdeutſche Ziviliſations⸗- und Kultur⸗ 
niveau gebracht werden müſſe. Die Verfortſchrittlichung Oſtpreußens war aber über⸗ 
wiegend eine republikaniſche Preſtigepolitik. Der Nachkriegsſtaat wollte zeigen, daß auch 
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er ſich in der Kulturarbeit nicht lumpen laſſe. Dafür braucht als Beiſpiel nur auf die 
Vorgänge im Siedlungsweſen hingewieſen zu werden. Der „Bauernwall“ und „Land 
jedem Landhungrigen“ waren die Parolen, die nach der Revolution ausgegeben wurden. 
Die Siedler, die der Staat aber anſetzte, ſollten von Anbeginn das Empfinden haben, 
daß ſie ſicher geborgen ſind. D. h. der Staat gab ihnen eine Gebäudeeinrichtung, die 
in ihren Erhaltungskoſten weit über das Maß hinausging, das für den oſtpreußiſchen 
Boden bezw. für die oſtpreußiſche Abſatzlage tragbar war. So wurde den Siedlern ein 
Lebensſtandard vorgegaukelt, den das deutſche Volk ſich nach 1918 nicht leiſten konnte. 
Und was für die Siedlungen galt, galt ebenſo für die öffentlichen Bauten. Es ſei auch 
hier nur ein Beiſpiel unter vielen angeführt: die Königsberger Haushal— 
tungsſchule. Sie war zur Zeit ihrer Errichtung der modernſte Schulbau dieſer 
Art in ganz Preußen! Alle Errungenschaften der Elektrotechnik waren benutzt worden 
und dies in einem Landesteil, der eine ganz andere Kulturlage aufwies als der Weſten, 
wo dieſe Errungenſchaften zuhauſe und aus der Landſchaft organiſch gewachſen waren. 
In dieſe modern eingerichtete Haushaltungsſchule gingen aber viele maſuriſche und 
litauiſche Landmädchen, die in ihrem Dorfe noch in einer Strohkate wohnten und am 
Herdfeuer kochten! | | 

Man ließ damit faſt abfichtlich die Menschen über ihre Verhältniſſe leben, weil man 
hoffte, daß ſich dieſes Leben in eine Werbung für den neuen Staat umſetzen würde. 
So wurde vielfach eine äußere Faſſade errichtet, die aus dem Lande heraus nicht getragen 
werden konnte. Aber auch die pſychologiſche Auswirkung mußte eine negative ſein. Denn 
die Kettung des oſtdeutſchen Menſchen an den weſtlichen Lebensmaßſtab wurde damit 
aufrecht erhalten. 

6. 

Sehr verfahren und für die oſtpreußiſche Geſamtlage doch auch wieder kennzeichnend 
liegen die Verhältniſſe in Südoſtpreußen. Südoſtpreußen war vor dem Kriege 
der Regierungsbezirk Allenſtein, ohne eigene geſchichtliche und geiſtige Tradition. Süd— 
oſtpreußen war Oſtpreußen, das hieß damals Königsberg. Eine Aenderung kam zum 
erſten Male bei der Volksabſtimmung vom 11. Juli 1920 zur Auswirkung. 
Durch den Volksabſtimmungskampf wurde der Süden der Provinz eine grenzpolitiſche 
Einheit. Das Abſtimmungserlebnis wurde zu einem fortwirkenden volksbildneriſchen 
Moment. Unter dem Geſetz des Grenzkampfes ſtanden ſeitdem Wirtſchaft, Kultur und 
Politik. So eindeutig der deutſche Sieg aber auch war — es ſtimmten 98 für Deutſch⸗ 
land und 2 % für Polen — es ging ſeitdem doch um mehr als nur um die Verteidigung 
dieſes Sieges. Denn Südoſtpreußens grenzpolitiſche Lage war ſeit dem Entſtehen des 
polniſchen Staates einem grundlegenden Wandel unterworfen. Bis 1914 war der Ruſſe 
Grenznachbar und die mehr als 200 km lange Grenze von Soldau bis Lyck war volks— 
politiſch und wirtſchaftspolitiſch ungefährdet. Mit dem Entſtehen des polniſchen Staates 
im Weichſelbogengebiet aber. mußten ſich die alten Raumgeſetze wieder auszuwirken 
beginnen, d. h. Südoſtpreußen mußte ſeitdem immer ſtärker den polniſchen Druck gegen 
Oſtpreußen zu ſpüren bekommen. Es wurde wieder Vorfeld für den deutſch⸗ 
polniſchen Kampf und die Abſtimmung war nur die erſte Schlacht in dieſem 
erneut ausgebrochenen Kampfe. Wenn ſich auch in Zukunft eine zweite äußere Macht— 
probe in Südoſtpreußen vermeiden läßt, ſo wird der Volksboden- und Wirtſchaftskampf 
deswegen mit ungeminderter Heftigkeit und unterirdiſch weitergeführt werden. Dieſer 
Kampf iſt ſogar völlig unabhängig von der maſuriſchen 
Sprachenfrage, d. h. er wird auch dann vor ſich gehen, wenn es keinen Menſchen 
mehr geben wird, der noch ein maſuriſches Wort ſpricht. Südoſtpreußen ſteht damit vor 
der Entſcheidung, ob es auch weiterhin nur in der Grenz verteidigung bleiben oder 
ob es, eingedenk des Satzes, daß es im Leben der Völker keine ewigen Grenzen gibt, 
zum Angriff, d. h. zu einer expanſiven Grenzpolitik ſich vorbereiten will. 

Dieſe Forderung mag auf den erſten Blick unverſtändlich erſcheinen, aber ſie iſt 
die notwendige Folgerung aus dem plötzlichen völkiſchen und ſtaatlichen Aufbruch im 
nahen Oſten, der durch Verſailles eingeleitet wurde und der auch Oſtpreußen vor eine 
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eigene außenpolitiſche Verantwortung ſtellte. Dieſe neuaufgekommene Grenzkampfproble⸗ 
matik wurde allerdings bisher weder in Königsberg noch in Südoſtpreußen in vollem 
Ausmaße erkannt. Königsberg konnte ſich aus ſeinem vorkriegszeitlichen zentraliſtiſchen 
Denken heraus noch nicht dazu bequemen und ſah das maſuriſche Grenzgebiet noch ledig— 
lich als den Verteidigungsgürtel für den Norden an, während es ſchon längſt ſeine raum⸗ 
politiſche Aufgabe wiedergewonnen hatte, nämlich Polen von Norden her aufzurollen. 
In Südoſtpreußen wurde dagegen, wie ſchon angedeutet iſt, der Grenzkampf mit einer 
ſonderbaren Primitivität geführt und zwar zum Teil aus Bindungen, die die offizielle 
Grenzkampfführung zwangen, den Grenzkampf nicht auf den aktivſten politiſchen Kräften 
des Landes aufzubauen, ſondern auf einem politiſch harmloſen Altherren- und Hono— 
ratiorenſyſtem. Statt Grenzpolitik trieb man „Heimat-“ und „Kulturarbeit“, ohne zu 
erkennen, daß dieſe Begriffe nur den nicht vorhandenen Mut vor einer politiſchen Ent⸗ 
ſcheidung verbergen ſollten. 


Ein Grenzkampf kann aber letztenendes nur geführt werden, wenn er die Geſamt⸗ 
heit grenzmärkiſchen Lebens umfaßt, wenn alle Aeußerungen des grenznationalen Lebens 
ihre Unterordnung unter die Notwendigkeit des Grenzkampfes finden. So iſt im Grenz⸗ 
kampf mehr denn je die Führerfrage entſcheidend. Gelingt es die Führung 
herauszuſtellen, die die mannigfachen Strömungen im Volkskörper miterlebt, die Ver⸗ 
ſtändnis dafür empfindet und kraft ihrer Führungseignung darüberſteht und, wo Gegen- 
ſätze auftreten, ordnend eingreifen kann, nur dann iſt Ausſicht vorhanden, daß die Volks- 
geſamtheit in den Grenzkampf eingeſetzt wird. Eine ſolche Führung kann weder an der 
Wehrbewegung, noch an der Jugendbewegung und Landvolkbewegung oder an der kirch— 
lichen Bewegung vorbeigehen. Das ſind im heutigen deutſchen öffentlichen Leben die 
lebendigen Kräfte. Hier ringen Menſchen um neue Formen des nationalen Daſeins, 
hier ſind ſie bereits freiwillige Diener einer Geſamtheit. | 

Nur an ſolche einſatzbereiten Kräfte wird auch die Fage nach dem Weſenhaften des 
oſtdeutſchen Grenzkampfes geſtellt werden können. Denn nicht in der Abwehr 
der lauten polniſchen Agitation erſchöpft ſich der Grenzkampf. Viel wichtiger iſt es, 
bei allen Kulturveranſtaltungen zu fragen, wieweit ſie die grenzmärkiſche Widerſtandskraft 
zu ſtärken oder zu ſchwächen in der Lage ſind. Hinter allem ſteht aber dann das eine: 
Der Deutſche befindet ſich als Abendländer, als Angehöriger einer ziviliſierten Welt 
einem noch jugendlichen Volkstum im Oſten gegenüber, einem Volke, das in ſeiner ganzen 
Struktur bäuerlicher iſt und damit völkiſch unverbrauchter als er ſelbſt. Wie iſt er über⸗ 
haupt in der Lage, dieſen Gegenſatz, der die ganze Tragik des deutſchen Oſtkampfes 
Aa und der in allen Lebensäußerungen zutage tritt, zu feinen Gunſten zu 
wenden? | | 


Es iſt ferner zu beachten, daß in Südoſtpreußen die kulturbiologiſche Einheit 
zwiſchen Stadt und Land vielfach fehlt. Hier braucht zum Vergleich nur an die gänzlich 
anders geartete Grenzkampflage in Nordſchleswig erinnert zu werden, wo die ſtädtiſche 
Führerſchaft ſelbſt bodenverwurzelt iſt, wo eine organiſche Einheit zwiſchen ländlicher 
und ſtädtiſcher Kultur beſteht und beide jahrhundertealte Kulturleiſtungen zu verzeichnen 
haben. Das fehlt in Südoſtpreußen und darum war die Grenzkampfaufgabe nach 
dem 11. Juli 1920 beſonders ſchwierig. | 

Die organiſatoriſchen Träger des Grenzkampfes waren, beziehungsweiſe wurden 
der Oſtdeutſche Heimatdienſt Allenſtein E. V. und der Kultur⸗ 
verein Maſuren⸗ Ermland. Beiden Organiſationen ſtanden von Anbeginn 
materielle Mittel zur Verfügung, die durch Sammlungen im Reich aufgebracht wurden. 
Doch hier lag bereits ein Mangel. Man verzichtete, den Opferſinn der Bevölkerung zum 
unmittelbaren Einſatz zu bringen. Dieſer Einſatz wurde nicht gebraucht, denn man 
war ſich der Gelder ſicher. Das hatte zur Folge, daß der ſüdoſtpreußiſche Grenzkampf 
im Gelde verſandete. Die beiden genannten Verbände bildeten dank ihrer von 
der Bevölkerung unkontrollierten Geldmacht ein Kulturpapſttum ungeeignetſter Art 
heraus. Die freiwillige Autorität der Grenzkampfführung ſchwand von Jahr zu Jahr, 
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die alten Mitabeiter aus der Abſtimmungszeit zogen ſich nach und nach zurück, es blieben 
nur noch im geiſtigen und politiſchen Leben unmaßgebliche Perſönlichkeiten zurück, die 
dann um ſo ſtärker die eine autokratiſche Spitze heraustreten ließen. Der ſüdoſt⸗ 
preußiſche Grenzkampf wurde zu einem Syſtem, das ſich an den Namen eines Einzelnen 
knüpfte. Ä 


Aber das war kein zufälliges Mißgeſchick Südoſtpreußens. Denn in dieſer Füh⸗ 
rung prägte ſich ein Typ des Deutſchen in ſeiner Haltung dem Oſten gegenüber aus, 
und hier zeigte ſich die mangelnde volksbildneriſche Aufgeſchloſſenheit des Landes, daß 
es alles ruhig hinnahm, ohne auf die tiefgehenden, auf die Zukunft geſehen, ungünſtigen 
volkspolitiſchen Auswirkungen zu achten. Es wurde z. B. ein Lande3- Theater 
errichtet. Jeder Weſtdeutſche wird über die gediegene Einrichtung dieſes Theaters 
erſtaunt ſein und auch die ſchauſpieleriſchen Leiſtungen der Darſteller ſind erfreulich, aber 
es fehlte von der Grenzkampfführung aus jede nationalerzieheriſche Auswertung des 
Theaters. Die Bevölkerung nahm das Theater immer mehr als etwas Selbſtverſtänd⸗ 
liches hin. Der Einzelne war befriedigt oder unbefriedigt, aber die Volksgeſamtheit 
als Erlebniseinheit wurde nicht gefördert. Die Grenzkampfführung wußte in ihrer 
völligen volksbildneriſchen Unfruchtbarkeit mit dem Theater nichts anzufangen, ſie ſah 
allein ihre Aufgabe in der Sicherung des Defizites, wodurch allerdings, weil ihr dies 
ſtets gelang, auch immer wieder ihre „grenzpolitiſche“ Unentbehrlichkeit beſcheinigt wurde. 
Ebenſo wurde es mit den Vorträgen und Konzert- und ſonſtigen Veranſtaltungen des 
Kulturvereins. Sie wirkten weder im nationalen Sinne gemeinſchaftsbildend, noch 
wurden fie durch planmäßige Arbeit unterbaut. So ging gerade dieſe Vortragsarbeit 
an den harten Notwendigkeiten des Oſtens vorüber, es wurden großſtädtiſche Kultur— 
genüſſe nach Südoſtpreußen verpflanzt.) Nicht etwa nur in Allenſtein, ſondern auch 
in der kleinſten Stadt von zwei- bis dreitauſend Einwohnern traten die großſtädtiſchen 
Künſtler auf. Es wurde dem kritikloſen Bürgertum die Kultur um den Mund geſchmiert. 
Es ſollte ſich in dem Gefühle wiegen, daß es ſich im Oſten heute ebenſo leben ließe, wie 
im Weſten. Das war eine umſo gefährlichere Kulturarbeit, als es ſich überwiegend um 
kleine Städte handelte, in denen die Intereſſen ſehr ſtark im Materiellen lagen. 


Nicht viel anders war es ſchließlich in der unmittelbaren grenzpolitiſchen Arbeit 
des Oſtdeutſchen Heimatdienſtes-Allenſtein. Auch hier verſandete die Arbeit im Gelde. 
Es wurde jede tiefergehende grenzpolitiſche Erziehung vermieden; die Zeitſchrift, die 
herausgegeben wurde, blieb in dieſer Hinſicht völlig unfruchtbar und gewann nie Boden. 
Auch da wurden viele Möglichkeiten verſäumt, denn die Zeitſchrift war das Sprachrohr 
aller drei oſtdeutſchen Heimatdienſte und es waren mit ihr die materiellen Voraus⸗ 
ſetzungen geſchaffen, ein grenzpolitiſches Organ auszubauen, das die mannigfachen Grenz⸗ 
probleme Oſtpreußens zum Ausdruck bringen konnte. Ebenſo fehlte das Zuſammen⸗ 
arbeiten der ſüdoſtpreußiſchen Grenzkampfführung mit den führenden Kreiſen der Wirt— 
ſchaft, der Politik und der Verwaltung. Der eine mißtraute dem anderen und man 
empfand ſich oft als läſtige Nebenregierung. Daher verſagte der Oſtdeutſche Heimatdienſt 
bei der erſten politiſchen Entſcheidung, die ihm nach der Volksabſtimmung geſtellt wurde, 
vollſtändig. Es war die preußiſche Minderheitenſchulverordnung. 
Der Heimatdienſt hatte von Anbeginn die Aufgabe, ſeine minderheitspolitiſche Einſtellung 
in den reichsdeutſchen Kreiſen wie etwa im Deutſchen Schutzbund u. a. zu vertreten und 
ein Gegengewicht zu bilden, daß dieſe Fragen nicht nur unter volksdeutſchem Blickpunkt 
behandelt wurden. Worgitzki, der Führer des Heimatdienſtes, tat dies bis zu einem 


* Die ſehr ſcharfe Kritik, die am Zehnjahrestage der Volksabſtimmung (!) das Allen: 
ſteiner Zentrumsblatt an der volksbildneriſch unfruchtbaren Arbeit des Kulturvereins Maſuren— 
Ermlands übte und die äußerſt kritiſche Haltung des Leiters der maſuriſchen Volkshochſchule 
Jablonken, Schulrat Dr. Fuchs, die in einem längeren Aufſatz über die „Volksbildungsprobleme 
im Oſten“, Verlag Silberberg Stuttgart 1930, zum Ausdruck kommt, zeigen, wie weit die Ab⸗ 
lehnung geht und ſollten allſeits zu denken geben. | 
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gewiſſen Grade und hatte jahrelang jegliches Minderheitenrecht für Maſuren und Erm— 
land abgelehnt. Verſäumt wurde von ihm bezw. ſeinen Organiſationen, daß er ſich für 
dieſe Haltung in der Bevölkerung einen Rückhalt ſchaffte, daß er in der Heimat einen 
Führerkreis hinter ſich hatte, der dieſe Gedanken trug. Nichts von dem geſchah. In 
Südoſtpreußen hatte man ſich grundlegend mit dieſen Dingen in einem größeren 
Kreiſe nicht befaßt. Als nun die Berliner Regierung mit ihrem Schulverordnungs— 
plan herauskam, trat das eigenartige Bild zutage, daß die Allenſteiner Behörden 
dieſen Plan auf das Schärfſte ablehnten, ja es ſogar zu Diſziplinierungen 
kommen ließen, während ihnen aus der Bevölkerung heraus jeg— 
licher Rückhalt fehlte. Dort wußte niemand, was geſpielt wurde, auch die 
Preſſe wurde im Unklaren gelaſſen. Man kann wohl ſagen, daß hier in unerhörter 
Weiſe der ſüdoſtpreußiſche Grenzkampf Bindungen ausgeliefert wurde, die mit Politik 
nichts mehr zu tun haben, am allerwenigſten mit Grenzpolitik. | 


Aber noch eine andere Gelegenheit wurde verpaßt. Neben dem Oſtdeutſchen 
Heimatdienſt-Allenſtein E. V. gab es ſeit 1920 gleiche Organiſationen in Danzig 
g Heimatdienſt Danzig), in Marienwerder (Heimatdienſt Weſtpreußen) und in Tilſit 
(Oſtdeutſcher Heimatdienſt Tilſit). Sie waren einſt alle vier in einer Arbeitsgemein- 
ſchaft zuſammengeſchloſſen und hatten als gemeinſames Organ die Wochenzeitſchrift 
„Unſere Heimat“. Damit war nach der organiſatoriſchen wie auch nach der publizi⸗ 
ſtiſchen Seite eine gemeinſame oſtpreußiſche Grenzkampffront geſchaffen, die einen 
entſcheidenden Einfluß auf die geſamtoſtpreußiſche Politik hätte gewinnen können. 
Was wirklich geſchah, war vernichtend, denn dieſe Arbeitsgemeinſchaft blieb ohne die 
geringſte Bedeutung in Oſtpreußen, zumal auch das gemeinſame Organ eine grenz— 
politiſche Unfruchtbarkeit offenbarte. Der Danziger Heimatdienſt, der von Anfang an 
ſehr tätig war, ſprang denn auch recht bald aus der Front heraus, der Reſt kam in halb— 
jährlichen Zufammenfünften , ‚im engſten Familienkreis“ zuſammen und beriet beim 
Glaſe Bier die oſtpreußiſche Grenzpolitik. 


Es iſt in der Tat eine ſeltene Tragik, die ſich ſomit in der oſtpreußiſchen Nach— 
kriegspolitik offenbarte. Es iſt das ein Verſagen einer ganzen Generation, die ſich der 
ſchwierigen Nachkriegslage nicht gewachſen zeigte. Dieſe Dinge müſſen einmal ausge— 
ſprochen werden, es muß einmal tot genannt werden, was wirklich tot iſt. Sie gehen 
ganz Oſtpreußen an, da ſie für den Selbſtbehauptungskampf des Landes von größter 
Wichtigkeit ſind. 


75 


In der gegenwärtigen Notzeit iſt auch die Wirtſchaft einer der wichtigſten 
Faktoren im Kampf um die geraubten Oſtgebiete und um die Geſundung Oſtpreußens. 
Dementſprechend groß ſind auch die Schwierigkeiten, um die Wirtſchaft als poſitiven 
Faktor einſetzen zu können. In der Broſchüre „Die Korridorgefahr“ (Süddeutſche 
Monatshefte) heißt es auf S. 29: „Rein akademiſch geſehen iſt ein Verzicht Deutſchlands 
auf ganz Oſtpreußen natürlich „möglich“. Auch ohne die beiden ehemaligen Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen würde der Reſt Deutſchlands lebensfähig bleiben.“ Ferner 
kommt Prof. Dr. W. Volz in feinem Buch „Die oſtdeutſche Wirtſchaft“ 
zu dem Ergebnis, daß Oſtpreußen heute kein vollwertiger Wirtſchaftskörper in der 
reichsdeutſchen Wirtſchaft mehr iſt! Dieſe Erkenntnis iſt das Tragiſche am deutſchen 
Oſtkampſe. Wie will das deutſche Volk den Korridor gewinnen, wenn der ihm ge— 
bliebene Oſtraum eine ſo ſchwache Wirtſchaftsſtellung einnimmt? 


Hier wird natürlich zuerſt die Frage aufgeworfen werden, inwieweit dieſe für 
Oſtpreußen negative Bilanz nicht einfach notwendig ſich aus der geſamtdeutſchen 
Kriſe ergab, die es allgemein verhinderte, daß die Wirtſchaft wieder geſund wurde. 
Dieſe Frage iſt jedoch nebenſächlicher Natur. Die bisherige Witſchaftspolitik war, 
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ſoweit fie von der Großinduſtrie und von den Banken getrieben wurde, eine aus— 
geſprochene Weltwirtſchafts politik, fie war aber eine europäiſche 
Ausgleichspolitik, ſoweit ſie von den verantwortlichen Politikern geleitet 
wurde. Beide politiſchen Kräfte ergänzten ſich in ihrer negativen Bedeutung für Oſt— 
preußen. Nur aus dieſer wirtſchaftspolitiſchen Einſtellung 
heraus konnte der ungenannte Verfaſſer der „Korridorgefahr“ zu dem Satze kommen, 
daß rein wirtſchaftlich betrachtet, Deutſchland auf den Oſten verzichten kann. 


Als weiterer hemmender Umſtand kam hinzu, daß die 40 Milliarden Reichsmark, die 
ſeit Kriegsende in die deutſche Wirtſchaft hineingeſteckt wurden, ausſchließlich zur 
Rationaliſierung beſtimmt waren, alſo für eine auf den Außenhandel eingeſtellte Wirt— 
ſchaft. Dabei unterblieb u. a. der Ausbau des oſtdeutſchen Verkehrsweſens, der ſeiner— 
ſeits zugleich mit der Rationaliſierung auch eine Kaufkraftſteigerung für den deutſchen 
Oſten mit ſich gebracht hätte. So aber wurde der Oſten mit dem Fortſchreiten der Kriſe 
immer konkurrenzunfähiger, da ſich die Kreditüberſteigerung und die ungünſtige Abſatz⸗ 
lage in ihrer wirtſchafts hemmenden Bedeutung in Oſtpreußen verſtärkt auswirkten. 


Der Grund für die Unterlaſſung des Verkehrsausbaues war eine nicht genügende 
Rentabilität des zum Ausbau benötigten Leihkapitals. Das iſt eine Erſcheinung, die 
bereits einmal angedeutet wurde. Der deutſche Oſten iſt auch auf wirtſchaftlichem 
Gebiet nach den im Weſten aufgeſtellten Ergiebigkeitsmaßſtäben des Kapitals nicht 
konkurrenzfähig. Aus dieſer Erkenntnis gilt es die Folgerungen zu ziehen. Im Oſten 
kann fürs Erſte nur eine Wirtſchaftspolitik getrieben werden, die die nationalpolitiſchen 
Belange berückſichtigt. Das iſt aber ein grundſätzlicher Unterſchied zu der bisherigen 
Liebesgabenpolitik. Die nationalpolitiſchen Notwendigkeiten ſind 
jo drängend, daß unſere geſamtdeutſche Wirt ſchaftspolitik 
unter die Notgeſetze des Oſtens zu Stellen iſt. Es geht auch hier, wie 
in der Kulturarbeit, um neue Wertmaßſtäbe, um eine neue Wirtſchaftsgeſin⸗ 
nung. Deutſchland darf ſeinen Wirtſchaftsraum nicht in Ueberſee ſuchen, ſondern allein 
im Oſten. Im Verkehr mit den öſtlichen Völkern, die faſt ausſchließlich Agrarwirtſchaft 
treiben, kann Deutſchland dann aber ſeinerſeits nicht die hochkapitaliſtiſchen Wirt— 
ſchaftsmethoden anwenden, die der Weſten heute bei der „Erſchließung“ überſeeiſcher 
Gebiete anwendet. Hier iſt es die deutſche Aufgabe, eine Wirtſchaftsgeſinnung 
herauszubilden, die nicht die Wirtſchaft in den Mittelpunkt allen menſchlichen 
Lebens ſtellt, ſondern den in ſein Volk und ſeinen Staat eingeordneten Menſchen. 


| Von dieſer Einſtellung aus ift auch eine Ablehnung einer ausſchließlich privat- 
kapitaliſtiſch orientierten Südoſteuropapolitik gegeben, ſowie auch der letztjährigen deutſch⸗ 
polniſchen Handelsvertragsverhandlungen, bei denen man aus privatkapitaliſtiſchem 
Eigennutz den deutſchen agraren Oſten den Polen auszuliefern bereit geweſen war. 
Ebenſo findet in dieſem Rahmen jegliche Paneuropapolitik ſchärfſte Ablehnung. Denn 
das Paneuropa, das propagiert wird, iſt in ſeinem Kern ausſchließlich Frankreich und 
Mitteleuropa, dem ſich allenfalls noch einige Randgebiete angliedern würden. Die 
Weltpolitik dieſes Landblockes ginge in Richtung auf den afrikaniſchen Kontinent, wahr— 
ſcheinlich auch auf eine Erſchließung Südamerikas mit Hilfe der U.S. A. Das würde 
bedeuten, daß das wirtſchaftliche Schwergewicht weiterhin ausſchließlich im Weſten 
bleiben würde und es wäre dann nur eine Frage der Zeit, daß der Oſten Deutſchlands 
vom Polentum unterwandert iſt. Die hochwertigen deutſchen Arbeitskräfte fänden leih⸗ 
0 geſehen eine lohnendere Verwendung in der Erſchließung überſeeiſcher 
ebiete. | 


Ebenſo ungangbar iſt ſchließlich aus der volkspolitiſchen Gefahrenlage heraus 
eine deutſch⸗franzöſiſche Militärbündnispolitäk. Denn dabei kann 
nur immer wieder betont werden, daß unſere Oſtnot ſo tief in unſer völkiſches Sein 
eingreift, daß ſie nicht allein durch eine für uns günſtige außenpolitiſche Machtkon⸗ 
ſtellation gelöſt werden kann. Eine innere Umſtellung unſerer Kulturbedürfniſſe, die 
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die erſte Vorausſetzung für eine Wiedergewinnung des Oſtens ift, würde aber ein 
deutſch⸗franzöſiſches Bündnis geradezu verhüten. 


Es erübrigt ſich, jetzt noch etwas über die verſchiedenen Oſthilfemaßnahmen zu 
lagen. Es iſt gleichgültig, ob fie Mängel hatten oder ob fie gut waren. Im Ganzen 
geſehen waren es nur Verſuche, die beſonderen kriſenverſchärfenden Momente zu 
beheben. Für eine grundlegende Struktur- und Geſinnungsänderung, die allein für 
immer den Oſten zu retten vermag, haben fie keine Bedeutung gehabt. Eine Ausnahme 
macht allein die Oſthilfennotverordnung Schlange-Schöningens. Durch dieſe 
Verordnung ſind das Recht der Schuld- und Eigentumsverhältniſſe, die Konkursord— 
nung und die freie Preisbildung auf dem Geldmarkt aufgehoben. Der Mechanismus des 
gegenwärtigen Wirtſchaftsſyſtems iſt außer Kraft geſetzt und es iſt zum erſten Male, 
wenn auch unfreiwillig und als vorübergehende Notmaßnahme gedacht, amtlich an⸗ 
erkannt worden, daß Oſtpreußen und die übrigen Oſtgebiete nur gerettet werden können, 
wenn ſie aus dem ſtarren privatkapitaliſtiſchen Syſtem gelöſt werden. 


III. 
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Ein Neubau der deutſchen Kampfſtellung in Oſtpreußen muß von Grund auf 
vorgenommen werden. Er muß ſich auf alle die Kräfte ſtützen, die durch eine völlige 
Abſage an eine vom Weſten her beſtimmte Lebensweiſe jedes Opfer der Entbehrung 
zu bringen entſchloſſen ſind. Der Kampf um Oſtpreußen erfordert auch heute noch 
die tägliche Einſatzbereitſchaft des oſtpreußiſchen Menſchen in allen Lebenslagen. Dieſem 
harten Zwange iſt auch die Kulturpolitik unterzuordnen. Es muß durch ſie vor allem 
verhütet werden, daß der oſtdeutſche Menſch auch weiterhin die Lebenswerte des We⸗ 
ſtens als allein gültig hinnimmt. Durchzuführen iſt dieſes Ziel allerdings nur durch 
einen Staat und, ſoweit die Grenzgebiete in Frage kommen, durch eine Grenzkampf⸗ 
führung, die ſich von dem heutigen liberaliſtiſchen Denken losſagen und dem deutſchen 
Volke wieder unter ſtarker nationaler Bindung und unabhängig von allen Parteien ſeine 
große Miſſion im Oſten zu geben in der Lage ſind. Dieſes Erfordernis iſt ſogar ſo 
dringend, im beſonderen in den Grenzgebieten, daß es unabhängg von der innerpolitiſchen 
Machtlage erſtrebt werden muß. 


Eine zweite Notwendigkeit, um zu einem Neubau in Oſtpreußen zu kommen, 
iſt die richtige Einſchätzung des polniſchen Gegners. Polen iſt für das deutſche Volk 
nicht nur der außenpolitiſche Feind, der ſeine Hand nach weiterem deutſchen Boden 
ausſtreckt, Polen iſt auch, wie oben bereits angedeutet wurde, das böſe Gewiſſen 
Europas und die Geißel des Abendlandes, die über Deutſchland geſchwungen wird. 
Walter Harich ſagt einmal in ſeinem Buch „Das Oſtproblem“ über Polen: Ein 
ſeltſames Volk. Irgendein Edelblut muß in ihnen ſein, das immer wieder heißeſtes 
Herzblut hingibt, aus dieſen Horden ein Volk zu machen. Das iſt die Melancholie 
ſeiner Beſten: daß hier jeder Kulturwille verſagt, daß dieſes Volk immer wieder durch 
eine Woge der Geſchichte hochgeworfen, immer wieder gegen ſich ſelber wüten muß, 
bis ein beſonnenes Europa es von neuem an die Kette zu legen gezwungen iſt. Durch 
die Jahrhunderte mäſtet ſich Polen von fremdem Blut. Immer wieder kommt es durch 
fremden Blutes Tüchtigkeit hoch. Immer wieder bricht der Hordengeiſt durch, raſen 
die Hyänen in ihm, beiſpiellos ſengend und mordend und die Welt mit Grauſamkeiten 
erfüllend. . .. Polen iſt der Bluthund des europäiſchen Machtfanatismus, und wer 
immer ſeitdem Europa zerfleiſchen will, der löſt ihn von der Kette.“ 
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Das iſt Polen und darum kann es für das deutſche Volk keinen Ausgleich mit 
dieſem Staate und erſt recht an den bedrohten Oſtgrenzen keinen ehrlichen Kulturkampf 
mit den Vertretern dieſes Volkes geben. In dieſer europäiſchen „Sendung“ Polens 
liegt aber zugleich auch die deutſche Hoffnung. Polen kommt jeweils dann hoch, 
wenn in Deutſchland irgend etwas nicht in Ordnung iſt. Damit überwindet das 
deutſche Volk, wenn es ſeine eigene Krankheit überwindet, zugleich aber auch ſeinen 
polniſchen Gegner. In dieſer tiefen deutſch-polniſchen Schickſalsverflechtung liegt die 
Wahrheit des Satzes begründet, daß ſich im Oſten Deutſchlands Zukunft entſcheidet. 


Die außenpolitiſche Haltung gegenüber dem polniſchen Gegner muß von der 
Erkenntnis der raumpolitiſchen Gefahrenlage ausgehen. Oſtpreußen iſt nicht mehr nur 
eine preußiſche Provinz, ſondern es hat eine räumliche Sonderlage, die es zwingt, von 
ſich aus außenpolitiſche Auswirkungen zu ſchaffen. Der vorkriegszeitliche Königsberger 
Zentralismus, der ſich allzu oft noch bis in die Gegenwart hinein auswirkt, iſt durch 
dieſe veränderte raumpolitiſche Lage überwunden. In dieſer veränderten Lage iſt 
darum die Führungsſtellung Königsbergs neu aufzuwerfen. Die landſchaftliche Eigen⸗ 
verantwortung der Grenzgebiete muß geſtärkt und das Abſtimmungserlebnis in Süd⸗ 
oſtpreußen und Weſtpreußen als wichtiges volksbildneriſches Moment fortgeführt 
werden. b. . 

Denn ſämtliche Grenzabſchnitte Oſtpreußens ſind infolge des Aufbruches im nahen 
Oſtraum nicht mehr allein Verteidigungszonen der oſtpreußiſchen Inſel, ſondern 
Ausgangsſtellungen für eine Neuformung des Oſtens. Von dieſer Seite her greift die 
Landes- und Reichsreformbewegung nach Oſtpreußen über, die im Reich 
vorwiegend wirtſchaftlich und verwaltungsrechtlich geſehen wird, die aber in Oſtpreußen 
nur außenpolitiſch geſehen werden kann. Die Frageſtellung lautet: Wie kann Oſtpreußen 
ohne ſeine ſtaatspolitiſche Geſchloſſenheit aufzugeben, die Eigen⸗ 
verantwortung der Grenzgebiete ſo ſtärken, daß ſie wirtſchaftlich, kulturell und ſtaats— 
politiſch eine planvolle Raumpolitik zu treiben in der Lage ſind? Das iſt ſicher 
zunächſt eine Führerfrage, bei der es erſt einmal darauf ankommt, Menſchen zu ſchulen, 
die die raumpolitiſchen Notwendigkeiten ihrer engeren Heimat zu erfaſſen und weiter 
zu tragen vermögen. Aber auch eine wiſſenſchaftlich⸗-politiſche Tätigkeit iſt notwendig, 
denn das Wiſſen um die Raumnotwendigkeiten im geſamtoſtpreußiſchen Grenzkampf iſt 
erſchreckend gering. Inſofern haftet der oſtpreußiſche Menſch noch allzuſehr an dem 
ſtarren, vom Raum gelöſten Staatsdenken der Vorkriegszeit. | 

Eine Folgerung, die aus dieſer Erkenntnis zu ziehen iſt, iſt die Anerkennung der 
Zweiteilung des oſtpreußiſchen politiſchen Raumes in eine Königsberger und 
in eine Allenſteiner Zone. Dieſe Zweiteilung beſtand ſchon ſeit Beginn der Ordenszeit, 
ſie iſt nur ſtets zugunſten Königsbergs überdeckt worden. Denn als der Orden das 
alte Preußenland in Beſitz genommen und ſeinen eigenen Staat aufgebaut hatte, ſtand 
er vor zwei außenpolitiſchen Möglichkeiten: entweder nach dem Vorbild der Hanſa eine 
Oſtſeeküſten⸗ und Tranſitpolitik nach dem baltiſchen und ruſſiſchen Gebiet hin zu 
treiben oder eine Weichſelpolitik, die darauf ausging, Polen vom Norden her 
aufzurollen. Der Orden iſt erfolgreich nur den erſten Weg gegangen. Er ver⸗ 
zichtete oder er mußte auf eine Durchdringung des mittleren Weichſelbogengebietes ver— 
zichten und auch die ſpäteren preußiſchen Verſuche zur Teilungszeit blieben nicht von 
Dauer. Damit blieb allerdings auch ſtets die polniſche Bedrohung in der oſtpreußiſchen 
Flanke beſtehen und die oſtpreußiſche Gefahrenlage war ſeitdem von dem deutſch— 
polniſchen Geſamtkräfteverhältnis abhängig. Als dann durch den Ausgang des Wiener 
Kongreſſes Rußland der Beherrſcher des Weichſelbogengebietes wurde, wurde die oſt— 
preußiſche außenpolitiſche Problemſtellung völlig verdunkelt und die oſtpreußiſche Politik 
zu einer reinen Kaufmanns- und Handelspolitik, denn Rußland ließ das Weichſel— 
gebiet abſichtlich wirtſchaftlich „verſteppen“ und hob damit jede Bedrohung Oſtpreußens 
von Warſchau her auf. So wurde Königsberg in dem Jahrhundert des deutſchen Auf— 
ſchwunges von 1815 bis 1914 der weſtliche Hafen Rußlands und das oſtpreußiſche 
Binnenland der Lebensmittellieferant für Poſen-Weſtpreußen oder für Berlin. 
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In dieſer Entwicklung war die geſamte oſtpreußiſche Politik auch nach dem 
Kriege ſtecken geblieben. Königsberg verſuchte ſein verlorenes Wirtſchaftshinterland 
wiederzugewinnen, kokettierte dabei gelegentlich mit Polen und wurde rigoros gegen 
das oſtpreußiſche Hinterland, indem es die geſamte oſtpreußiſche Wirtſchaft zwingen 
wollte, ſeine Ausfuhr nach dem Reich über den Königsberger Hafen zu lenken. Die 
Kämpfe um den Nah- und Fernſtaffeltarif der Reichsbahn waren dafür ein Beiſpiel. 

Oſtpreußen muß jedoch von dieſer überholten Einſtellung herunterkommen, es muß 
di e Steigeru ng feiner außenpolitiſchen Aufgaben endlich erkennen und ſie in 
Angriff nehmen. Das benachbarte Weichſelbogengebiet wird von Jahrzehnt zu Jahr— 
zehnt wirtſchaftlich ſtärker aktiviert; damit iſt der Allenſteiner Binnenwirt⸗ 
ſchaftsraum vor eine ganz neue Lage geſtellt, und er wird ſich, auf weite Sicht 
geſehen, der kongreßpolniſchen Nachbarſchaft gewollt oder ungewollt nicht entziehen 
können. Aber gerade dieſe Erkenntnis erfordert die Entſcheidung 
zu einer aktiven, über die gegenwärtigen Grenzen greifenden 
ſüdoſtpreußiſche'n Wirtſchafts- und Grenzpolitik. Wieweit die 
amtlichen preußiſchen Stellen allerdings von dieſer Erkenntnis noch entfernt ſind, bewies 
die plötzliche Auflöſung der oſtpreußiſchen Induſtrie- und Handelskammern, der ſoge— 
nannten Grenzkammern, und ihre Zuſammenfaſſung zu einer oſtpreußiſchen Einheits⸗ 
kammer mit dem Sitz in Königsberg. Preußen wollte wieder einmal ſparen und 
fing damit am verkehrten Ende an. Oder beſteht die Landesreform allein darin, daß vom 
Berliner grünen Tiſch aus Preußens Verwaltung neu abgezirkelt wird? Gegen dieſen 
Verſuch kann jedenfalls nur der ſchärfſte Proteſt eingelegt werden, denn dieſe neue 
Großtat preußiſcher Oſtpolitik ſchwächt Oſtpreußens nationalpolitiſche Aufgaben in 
einer ganz gefährlichen Weiſe. 

So iſt von der wirtſchaftspolitiſchen Seite Königsbergs Führerſtellung im oſtpreu⸗ 
ßiſchen Selbſtbehauptungskampf neu zu geſtalten. Königsberg iſt aber auch der poli⸗ 
tiſch-geiſtige Mittelpunkt Oſtpreußens. Es hat in ſeiner Landesuniverſität 
und den vielen anderen Einvichtungen wiſſenſchaftlich-politiſche Möglichkeiten, die für den 
oſtpreußiſchen Grenzkampf und für den Korridorkampf ausgewertet werden können. 
Im Kampf um den Korridor müſſen von Königsberg immer wieder die ſtärkſten Antriebe 
ausgehen und es muß im beſonderen die Aufgabe der „Albertina“ ſein, danach zu 
ſtreben, dereinſt mit dem Ehrentitel der Univerfität der Reviſion in die 
oſtpreußiſche Geſchichte einzugehen. Bisher widerſprach dieſen Notwendigkeiten aller— 
dings das geringe Verſtändnis für die ſprachenpolitiſchen Fragen. An anderer Stelle 
iſt darauf hingewieſen worden, daß die Minderheitsfragen von deutſcher Seite bisher 
ausſchließlich vom auslandsdeutſchen Blickpunkt aus behandelt wurden, daß dagegen 
die jtaatlich- deutſchen Notwendigkeiten vernachläſſigt wurden. Das iſt ein Verſchulden 
des Oſtens ſelbſt, der die politiſch-wiſſenſchaftlichen Aufgaben auf dieſem Gebiete 
noch in keiner Weiſe in Angriff genommen hat, ſondern ihre Behandlung intereſſierten 
Berliner Kreiſen überließ. Mußte es nicht aber auch Verwunderung hervorrufen, daß 
die Königsberger Un werſität. die Zehnjahresfeier der Volksabſtimmung, die im Süden 
und Weſten der Provinz in jedem Dorf feſtlich begangen wurde, völlig überging und 
auch nicht mit dem einfachſten Feſtakt ihrer gedachte? Hier wäre Gelegenheit geweſen, 
daß die Landesuniverſität der Grenzbevölkerung ihr Mitgehen in ihrem Volkstums— 
kampfe dargetan hätte. | 

Niemand wird ſchließlich der Königsberger Univerſität die Achtung vor ihren 
großen wiſſenſchaftlichen Leiſtungen verſagen. Aber ſie iſt zu ſehr auf das Rationale 
eingeſtellt und zu wenig auf die nationalpolitiſchen Unwägbarkeiten, die für Oſtpreu⸗ 
ßen infolge ſeiner räumlichen Iſolierung ſo wichtig wurden. Und doch ſollte man im 
Oſten allmählich erkannt haben, daß es der deutſche Nachteil war, daß dieſe Unwäg⸗ 
barkeiten im öſtlichen Völkerringen zu wenig beachtet wurden. Hier iſt eine lang⸗ 
wierige Erziehung notwendig, um den Verſtand manchmal weniger ſprechen zu laſſen, 
dafür aber den politiſchen Inſtinkt zu ſchulen. Denn in dem politiſchen Inſtinkt ſind 
die öſtlichen Nachbarn dem deutſchen Volke noch weit überlegen. 
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Ein dringendes Erfordernis für die Zukunft bleibt die Klärung der oſtpreußiſchen 
Haltung in der Sprachenfrage und der geſamtdeutſchen Minderheitenpolitik. Eine ſolche 
Haltung iſt nicht allein für Oſtpreußen entſcheidend, ſondern für den geſamten nahen 
Oſtraum. Es geht um nicht mehr und nicht weniger als um die Schaffung eines Minder— 
heitenrechtes, das völlig außerhalb der Verſailler Staatenideologie ſteht. Denn gerade 
die Tatſache, daß das bisherige Minderheitenrecht ſeinen Ausgangspunkt in Verſailles 
nahm und in Genf feine Fortführung fand — und ſelbſt manche auslanddeutſchen Kreiſe 
bewegten ſich in ihrem minderheitspolitiſchen Denken innerhalb der Verſailler Staaten 
ordnung — begründete das Verſagen des Minderheitenſchutzes. Dieſer Minderheiten- 
ſchutz von Genfer Gnaden war den kleinen Völkern von den großen aufgezwungen worden. 
Die großen Völker und Staaten hatten aber keine andere Beziehung dazu, als daß ſie 
vielleicht inſtinktiv den Widerſinn der Diktate und die unhaltbare Verſtümmelung des 
deutſchen Volksbodens erkannten und ahnten, daß dieſer Zuſtand zu einer Empörung 
des deutſchen Volkes führen würde. Dieſen Möglichkeiten wollten fie durch den Minder— 
heitenſchutz die Spitze abbrechen. Sie ſchufen ihn aber, da er ihrem nationalpolitiſchen 
Denken fremd war, entſprechend dem vorkriegszeitlichen Religionsſchutz. In 
demſelben geiſtigen Rahmen bewegte ſich ſelbſt unſere bisherige deutſche Minder— 
heitenpolitik, indem ſie ſich völlig außerhalb jeden ſtaatlichen deutſchen Denkens 
ſtellte und Genf als Garanten des Minderheitenſchutzes anerkannte. Dieſer 
Haltung gegenüber muß die preußiſch-deutſche herausge⸗ 
ſtellt werden, die davon auszugehen hat, daß in der oſtmitteleuropäiſchen Schütter⸗ 
zone ein Volkstums- und Sprachenſchutz allein auf der volkspolitiſchen Dynamik dieſes 
Raumes aufgebaut werden kann und daß dieſer Schutz nicht die Garantie irgend— 
welcher Kommiſſionen mit Japanern oder Braſilianern als Vorſitzenden nötig hat. Ein 
zukünftiges preußiſch-deutſches Minderheitenrecht kann alſo nur im Hinblick auf die 
außenpolitiſchen Zielſetzungen Deutſchlands im nahen Oſtraum geſtaltet werden. Unter 
dieſen Zielſetzungen ſteht wiederum neben der Südoſteuropa- und der baltiſchen Frage 
die deutſch-polniſche Auseinanderſetzung. Gerade fie entbehrt heute jeder Sentimen— 
talität und ſteht noch ſo völlig außerhalb jeglicher Mitteleuropaidee, daß eine Verkoppe— 
lung preußiſcher minderheitspolitiſcher Notwendigkeiten mit ſolchen außerhalb ſeines 
Raumes abgelehnt werden muß. Gerade die beſondere polniſche „Sendung“ im Ver— 
ſailleseuropa, die an anderer Stelle gekennzeichnet wurde, gibt der deutſch-polniſchen 
Auseinanderſetzung etwas Brutales. Dieſe Brutalität konnte nur eine liberale bürger— 
liche Feigheit bisher leugnen, deren Träger ſich ſelbſt einen ehrlichen Kulturkampf 
einredeten. Oder was ſoll man dazu ſagen, wenn der oberſchleſiſche Vizepräſident Dr. 
Fiſcher vor deutſchen Studenten gelegentlich der Hochſchulwoche i in Köln 1931 folgende 
Sätze gebrauchte: „Für uns Deutſche an der Oſtgrenze im beſonderen muß die Gegenüber— 
ſtellung zweier Kulturen die Haupttriebfeder der Tätigkeit bei der Förderung der 
deutſchen Kultur und Bildung ſein. In dieſem Wetteifer mit der fremden Kultur (alſo 
mit der polniſchen! D. Verf.) müſſen wir die deutſche Kultur in ihrer ſchönſten Reinheit 
und Entfaltung zeigen, damit ſie insbeſondere auf diejenigen werbend wirke, die infolge 
einer mehrere Jahrhunderte dauernden Unterbrechung der ſlaviſchen Kulturtradition noch 
keine Fühlung mit einem beſtimmten, genau umſchriebenen R gefunden 
haben.“ Hierzu iſt jeder Kommentar überflüſſig. 


Preußiſche, im beſonderen oſtpreußiſche Minderheitenpolitik kann demgegenüber 
nur antipolniſch fein. Sie muß alle polenfeindliche Momente an der Oſtgrenze 
wecken und in die Zertrümmerung des polniſchen Staates miteinſetzen. Dafür bieten 
ſich manche Anhaltspunkte. Voran ſteht vor allem die Tatſache, daß längs der deutſchen 
Korridorgrenzen mehrere flaviſche Stämme ſitzen, die trotz der 1000 jährigen polniſchen 
Nachbarſchaft ihr Stammesdaſein und ihren Dialekt bewahrt haben. Darin offenbarte 
ſich eine Schwäche in der polniſchen Volksexpanſion, die für jede deutſche Korridorpolitik 
beachtet werden muß. In Heft 6, Jahrgang 1930 der „Geopolitik“ heißt es in einem 
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Aufſatz von E. von Behrens darüber: „Die Gleichartigkeit der Boden- und Klima⸗ 
bedingungen hat den polniſchen Menſchentypus im Laufe der Generationen ſo geartet, 
wie wir ihn heute ſehen. Die Ausbreitung dieſes polniſchen Menſchenſchlages hat die 
günſtigſten Ausſichten dort, wo die natürlichen Bedingungen denjenigen ſeiner Urheimat 
nach Möglichkeit gleichgeartet ſind .... Dagegen bleiben Maſurenland, 
das eigentliche Litauen, Pommerellen, die Karpaten höhen und 
Weißrußland für den Polen fremd von Natur Mag auch der 
Kernpole aus politiſchen Abſichten immer wieder ſich ſelber und anderen einzureden 
verſuchen, daß der Kaſchube, der Maſure und Kurpe, der Lemke und Huzule ebenſolcher 
Pole ſei wie der Pole aus Poſen, Krakau oder Warſchau. Die Wirklichkeit ſtraft dieſe 
Vorſpiegelungen Lügen; denn der nach jenen Gegenden eingezogene Kernpole verwandelt 
ſich bereits in der zweiten Generation in einen Nichtpolen — er wird ſeinen Sitten, 
ſeiner Sprache und feinem ganzen Aeußeren nach zum Kaſchuben, zum Maſuren ufw.... 
Allein der Umſtand, daß die Sondernamen jener Randſtämme im Laufe der tauſend⸗ 
jährigen Geſchichte der polniſchen Volksexpanſion mit ſolcher Zähigkeit fortleben, beweiſt 
zweifelsohne, daß die Expanſion der Polen jedesmal, wenn ſie nach der Richtung der 
Oſtſee, der Düna, der galiziſchen Karpaten und der Sudetenländer hin ſich bewegte, für 
das Polenvolk ſelbſt nichts als ſchmerzvolle Kraftverſchwendung zei tigte... Die 
Mächte der Mutter Natur ſind eben tauſendmal ſtärker als all die allermächtigſten 
Staatsgewalten; .. — und kein anderer Umſtand als der augenſcheinliche Verſtoß des 
Polenvolkes gegen die Grundrechte der Geopolitik wurde zur Haupturſache des Unter⸗ 
ganges des alten Polenreiches.“ Daß allerdings die preußiſche Minderheitenſchulpolitik 
dieſer raum- und volkspolitiſchen Gegebenheit zuwiderläuft, wurde bereits erwähnt. 
Denn durch die Preußenverordnung reicht die preußiſche Regierung ſelbſt die Hand dazu, 
daß die Stammesunterſchiede längs der Korridorgrenze zugunſten eines hochpolniſchen 
Kulturſtreifens verwiſcht werden. | 


Das kennzeichnendſte Beiſpiel jedoch für die Sonderlage an der deutſch-polniſchen 
Volkstumsgrenze iſt die maſuriſche Frage. Die Vorfahren der heutigen Maſuren ſind 
aus dem alten jlavifchen Herzogtum Maſovien eingewandert und zwar zu einer Zeit, 
als dieſes Herzogtum noch ſeine Selbſtändigkeit gegenüber Polen behauptete. Erſt als 
der Ordensſtaat weltliches Gebiet wurde und damit unter die völlige Lehenshoheit Polens 
kam, verlor das maſoviſche Herzogtum ſeinen preußiſchen Machtrückhalt und wurde von 
Polen im Jahre 1526 aufgelöſt. Damals bekannte ſich aber ein großer Teil der maſovi⸗ 
ſchen Bevölkerung zum proteſtantiſchen Glauben und viele maſoviſche Adlige wanderten 
aus Proteſt gegen die polniſche Unterwerfung nach Preußiſch⸗-Maſuren aus. Ihre Nach⸗ 
kommen haben bis heute ihren Stammesdialekt erhalten und das bedeutet damit 
nichts anderes als auch eine Fortführung des maſoviſchen Pro⸗ 
teſtes gegen Polen. Aehnlich iſt die Lage der Kaſchuben. Einen eigenen Kultur⸗ 
mittelpunkt konnten dieſe Stämme aber nicht entwickeln. Das iſt ihre beſondere Tragik. 
Sie befinden ſich heute in einer völkiſchen Zwiſchenlage, die ſie zwingt, ſich einem der 
beiden Nachbarvölker anzuſchließen, wenn ſie zu einer höheren Kulturſtufe kommen wollen. 
Was zwingt den preußiſchen Staat aber, dieſen Stämmen frei zu ſtellen, den deutſchen 
Kulturanſchluß oder den polniſchen zu wählen? Der preußiſche Staat hat allen dieſen 
Stämmen im Verlaufe ihrer mehrhundertjährigen Zugehörigkeit zu Preußen ſo unendlich 
viel an Kulturwerten gegeben, daß er heute mit vollem ethiſchen Rechte die 
neuaufgekommenen großpolniſchen Expanſionsgelüſte, auch wenn ſie ſich in den Mantel 
der Minderheitenbewegung kleiden, zurückweiſen kann. Das liberale Gerede, daß der 
preußiſche Staat mit dem polniſchen Staat in einen ehrlichen Kulturkampf um dieſe 
Stämme eintreten muß, kann alſo nur auf das ſchärfſte zurückgewieſen werden. Es gibt 
für Maſuren, Ermländer und Kaſchuben u. a. kein Minderheitenrecht im großpolniſchen 
Sinne. Die nationalpolitiſche Gefahrenlage Oſtpreußens erfordert hier eine eindeutige 
Frontſtellung. Preußen muß offen die Stämme an ſeiner Oſtgrenze gegen Polen 
mobiliſieren anſtatt durch liberale Gefühlsduſelei Verwirrung in ihre Reihen 
hineinzutragen, wie es mit der preußiſchen Minderheitenſchulverordnung geſchieht. 
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Dieſe preußiſchen Notwendigkeiten in der beutſchen Winderbetenbemegung heraus 
zuſtellen, iſt Oſtpreußens Aufgabe. 


IV. 
1. 


Es geht im Kampf um Oſtpreußen und um bi Korridor um weltanſchauliche 
Entſcheidungen. Es geht darum, daß der deutſche Norden, der noch die letzte germaniſche 
Subſtanz im biologiſchen wie auch im geiſtig⸗politiſchen Sinne birgt, den Entſcheidungs⸗ 
kampf um die Seele des deutſchen Volkes führt. Durch den Korridor ſind ihm die 
Feſſeln von außen gelegt. So wurde an anderer Stelle bereits ausgeführt. Sollen dieſe 
Feſſeln aus dem norddeutſchen Raume heraus geſprengt werden oder ſollen ſie von „Rom“ 
oder „Paris“ her gelöſt werden? Dieſe Frage muß jetzt noch einmal an den Pro⸗ 
teſtantis mus geſtellt werden. Denn der Norden iſt der Raum des deutſchen Pro⸗ 
teſtantismus. Er iſt zugleich aber auch das Herrſchaftsgebiet der liberalen Bourgeoiſie 
geworden, von der der Proteſtantismus nahezu völlig an die Wand gedrückt wurde. 
Darum kann das Zentrumsblatt, die „Märkiſche Volkszeitung“ (vom 10. 5. 31) faſt mit 
Recht 1275 daß die evangeliſche Kirche in den Reihen der geiſtigen Großmächte nicht | 
mehr ſteht 

Die Entſcheidung im norddeutſchen Raum wird nach ultramontaner Hoffnung 
bereits nicht mehr zwiſchen Rom und Wittenberg ausgefochten, ſondern zwiſchen Rom 
und dem Marxismus. Otfrie d Eberz ſchrieb darüber im „Hochland“: Die 
Kanonen, welche die Breſche in die Porta Pia zogen, hatten den theoretiſchen Macht⸗ 
willen der katholiſchen Kirche nicht getroffen, ſondern aufgedeckt. Heute kämpft die 
Siegerin von damals, die liberale Bourgeoiſie, einen Exiſtenzkampf mit doppelter Front 
gegen die wider ſie verbündeten Parteien der Katholiken und der Marxiſten. Verbündete 
allerdings nur bis zum Tage des Sieges, um ſofort den entſcheidenden Kampf um den 
Staat gegeneinander zu beginnen. Auf der einen Seite der proletariſche Imperialismus, 
die letzte noch mögliche Form des autonom gewordenen Laienprinzipes in dem Pöbel⸗ 
und Zuchthausſtaat realiſierend, auf der anderen Seite — der katholiſche Imperialismus“. 


Dieſe Ausführungen katholiſcher Führer ließen ſich noch ins Unendliche vermehren. 
Es kann z. B. auf die Aufforderung Dr. Sonnenſcheins verwieſen werden: „An uns iſt 
es, dieſer neuen Zeit und dieſes jungen Staates Führung leidenſchaftlich zu erobern“. 
Oder an die Aeußerung des Fürſten Löwenſtein: „Nur noch am katholiſchen Weſen kann 
das deutſche Volk geneſen“. Oder an die Diſtichons des Pasquino: „Löcke nur gegen 
den Stachel. Rom bleibt germaniſches Schickſal. Tiefer als du es nur ahnſt, ſitzt dieſer 
Pfahl dir im Fleiſch“ (Allgemeine Rundſchau, 5. 7. 30). Sie alle beweiſen, wie ſehr 
der politiſche Katholizismus ſeine große nationalpolitif che Aufgabe im Norden erkannt 
hat und nun leidenſchaftlich nach der Verwirklichung eines großen europäiſchen Staaten⸗ 
gebildes ſtrebt, für das die Vorausſetzung ein ultramontan beherrſchtes Preußen iſt. 
Es wird dieſes Streben dem politiſchen Katholizismus niemand verargen können. Es 
iſt aber dem deutſchen Volke vom Schickſal die Frage geſtellt, inwieweit es in der Lage 
iſt, aus einer ihm eigenen religiöſen Haltung heraus ſeine politiſche Miſſion zu erfüllen. 
Der Proteſtantismus war die religiöſe Ausprägung dieſer Miſſion und auch im 
katholiſchen deutſchen Volksteil haben ſich ſtets Kräfte geregt, die im politiſchen 
Proteſt gegen Rom ſtanden, denen ihr Katholizismus nur religiöſe Idee war. Der 
Liberalismus hat jedoch die nationalpolitiſche Miſſion des Proteſtantismus zerſtört und 
die evangeliſche Kirche vielfach in ein Sektendaſein gedrängt. An der deutſchen Miſſion im 
Oſten, an dem geſchloſſenen geiſtigen Einſatz der norddeutſchen Landſchaft und an der 
religiös⸗ethiſchen Fundierung der deutſchen . kann der Prvteſtantismus 8 
natinalpolittſche Aufgabe wieder entzünden. | 
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Landſchaftlich wird ſich der Proteſtantismus in feinem Ringen um den Oſten auf 
Oſtpreußen und auf — Niederſachſen zu ſtützen haben. Das ſind die beiden 
Eckpfeiler der Oſtfrage und damit der preußiſchen Frage überhaupt. Hier ſind die 
menſchlichen Vorausſetzungen ſelten gut gegeben, um die nationalpolitiſche Miſſion 
religiös zu unterbauen. | 


2. 


Dieniederſächſiſch-oſtpreußiſche Front muß aber auch in anderer 
Hinſicht errichtet werden. Niederſachſen und Oſtpreußen weiſen in der deutſchen Ge⸗ 
ſchichte eine weitgehende Schickſalsgleichheit auf. Was Altpreußen für Polen geopolitiſch 
bedeutet, das bedeutete einſt auch das alte Sachſenland für das Frankenreich. Es lag 
als Mauer vor der Oſtſee und geriet dadurch in eine Kampfſtellung, weil ſein Beſitz die 
Vorausſetzung einer fränkiſchen Großmachtſtellung war. Der Widerſtand, den die 
Sachſen dem fränkiſchen Vordringen an die Oſtſee entgegenſetzten, war denn auch nicht 
minder heftig als der altpreußiſche in der Vorordens⸗ und Ordenszeit. Aber auch für 
dieſe ſtarke Widerſtandskraft waren bei den Preußen wie bei den Sachfen die gleichen 
Vorausſetzungen gegeben. Sie waren die einzigen Stämme, die im Verlaufe der Völker⸗ 
wanderung nicht aus ihren alten Sitzen geworfen wurden, die alſo auch damals ſchon 
alteingeſeſſen waren. So fühlten ſie ſich mit ihrer Heimat und mit den Sitzen ihrer 
Götter feſter verbunden als die umwohnenden Stämme und zogen daraus ihre beſonderen 
Widerſtandskräfte. | | 

Beide Landſchaften prägten nach der Eroberung aber auch ihren Eroberern das 
Geſetz des Handelns auf. Nach Niederſachſen kam wenige Generationen nach Karl d. Gr. 
die Reichsführung. Von hier aus begann im 12. Jahrhundert der erſte Vorſtoß in den 
Nordoſten und im 13. Jahrhundert war es der Sachſenherzog Heinrich der Löwe, der 
zum erſten Male die Oſtpolitik gegen die Italienpolitik der Kaiſer verteidigte. 

Jedoch die Reichsführung blieb nicht immer im Norden. Der ſächſiſche Raum 
wurde zerſchlagen und mit dem Interregnum ging die Führung für einige Jahrhunderte 
an die Habsburger, d. h. an die neuen Verwalter des altrömiſchen Erbes auf germa⸗ 
niſchem Boden über. Als ſchließlich 1648 die Reichsidee zuſammenbrach und von den 
Landesfürſtentümern abgelöſt wurde, da begann es Preußens Aufgabe zu werden, den 
norddeutſchen Raum wieder zu einen und von ihm aus erneut das Reich zu geſtalten. 
Dieſe Einigung war offenſichtlich nur aus dem kolonialen Boden möglich, weil hier 
allein dem deutſchen Volke die ſtraffen ſtaatlichen Kräfte gewachſen waren. 

Auch Niederſachſen, deſſen Kernland im 19. Jarhundert das Königreich Hannover 
war, wurde zu dieſer Einigung gezwungen. Der preußiſch-⸗hannoverſche 
Konflikt, der dadurch 1866 entſtand, war eine ungeheure Tragik in der Geſchichte 
des norddeutſchen Raumes. Denn ſeitdem verbanden ſich weite niederſächſiſche Kreiſe mit 
den Feinden Preußens und damit auch mit den Feinden Norddeutſchlands — mit dem 
Zentrum und über das Zentrum mit dem Polentum. Es iſt heute müßig, die Schuld⸗ 
frage für dieſe Zeit zu ftellen. Preußen hat ſicher manche pſychologiſchen Fehler begangen. 
Aber auf der anderen Seite waren die moraliſchen Eroberungen Preußens, die es durch 
ſeine Aufbauleiſtungen nach 1866 in den weiteſten hannoverſchen Kreiſen erreichte, ſo 
groß, daß das „Mußpreußentum“ nur von wenigen als Laſt empfunden wurde. Die 
welfiſche Königsbewegung konnte dieſem preußiſchen Gewinn kaum einen poſitiven Ge⸗ 
danken gegenüberſtellen, ſodaß ſie immer ſtärker als ausſchließlich rückwärts gerichtet 
angeſehen wurde. Sie erhielt erſt kurz vor dem Kriege und vor allem nach Kriegsende 
wieder einen Auftrieb durch die Heimat⸗ und Volkstums bewegung und in 

den letzten Jahren durch die Reichs reformbewegung. Die Heimat- und Volks⸗ 
tumsbewegung war die Gegenwirkung gegen die Veräußerlichung unſeres geſamten 
nationalen Lebens. Sie blieb nicht nur auf den niederſächſiſchen Raum beſchränkt. Aber 
durch ſie erhielt dieſer Raum überhaupt erſt eine Einheit. Denn nun entſtand eine 
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Vorſtellung von Niederſachſen, die völlig unabhängig von den alten hannoverſchen 
Grenzen war und das geſamte niederſächſiſche Volksbodengebiet umfaßte. Allein in 
dieſer Bewegung liegt etwas Zukunftsträchtiges, weil ſie von allen geſchichtlichen Ver⸗ 
ärgerungsmomenten frei iſt. Es iſt jetzt nur die Aufgabe, ihr eine ftaatlich-politifche 
Zielſetzung zu geben, die nach Oſten gerichtet iſt. Denn es gibt in Deutſchland kein 
zweites Stammesgebiet, das raſſiſch ſo wertvoll iſt, wie das niederſächſiſche. Das 
deutſche Volk muß aber ſeine bäuerlichſten Kräfte in den Kampf um den Oſten einſetzen. 
Darum iſt dem Niederſachſentum in vieler Hinſicht die Zukunft Oſtpreußens in die 
Hände gelegt. Es ſteht wieder einmal vor der Frage, ob es die Oſtpolitik gegen eine 
vom Oſten weggewandte Politik verteidigen will. Dieſe Frage iſt der niederſächſiſchen 
Volkstumsbewegung durch die überwiegend wirtſ chaftlich orientierte Reichs reform⸗ 
bewegung geſtellt. Die Reichsreformer wollen ein ſelbſtändiges „Land Niederſachſen“, 
weil ſie glauben, in ihm mit ihren wirtſchaftspolitiſchen Zielſetzungen beſſer durch⸗ 
kommen zu können. Deutſchland ſteht heute aber in erſter Linie unter einem politi⸗ 
ſchen Notgeſetz. Eine Zerſchlagung Preußens in einzelne Länder würde zwar den 
wirtſchaftsſtarken Räumen im Weſten und in der Mitte helfen. Die wirtſchaftsſchwachen 
Ditgebiete könnten demgegenüber jedoch nichts in die Wagſchale werfen. Die deutſche 
Wir chaftsgeſinnung würde weiterhin vom Weſten beſtimmt werden. Darum erfordert 
es die deutſche Gefahrenlage im Oſten, daß die Reichsreformbewegung ausſchließlich 
politiſch beſtimmt wird. Die Einheit des norddeutſchen Raumes muß erhalten bleiben, 
um ſeine geiſtige und biologiſche Subſtanz unter einer Führung noch einmal in den 
Kampf um den Oſten einzuſetzen. Es iſt klar, daß damit nichts für die Aufrechterhaltung 
der Mainlinie geſagt wird. Die preußiſche Haltung, die im Norden Deutſchlands 
zuhauſe iſt, hat durch Kriegs- und Nachkriegserlebniſſe auch im Süden und Weiten 
ihre bewußten Träger gefunden. Aber die Entſcheidung zwiſchen ihr und den aus dem 
römiſchen Erbe handelnden Kräften iſt noch nicht gefallen. Paneuropa ſteht noch drohend 
vor Deutſchlands Zukunft. Damit entſpringt das Bekenntnis für ein geſchloſſenes Preu⸗ 
ßen keinem oſtdeutſchen Sonderintereſſe und keinem Landespartikularismus, ſondern es 
iſt ein Bekenntnis zu einer politiſchen Haltung, die auch gewiſſer äußerer 
Formen bedarf, bis das deutſche Volk ſeinen politiſchen Miſſionsgedanken wieder 
gefunden hat. 

Die niederſächſiſche Bewegung muß ſich alſo von allen geſchichtlichen Verärgerungs⸗ 
momenten frei machen, denn 1866 tft durch den Weltkrieg aufgehoben. Sie muß auf 
der anderen Seite eine klare Trennungslinie zu allen Gruppen 
ziehen, die nicht aus norddeutſch⸗proteſtantiſcher Verantwor⸗ 
tung die Umbildung Preußens betreiben, denn ſonſt läuft ſie Gefahr, 
zum Vorſpann für Ideen zu werden, die ihr im Grunde genommen fremd ſind. Daß 
das gegenwärtige berwaltungsrechtliche Verhältnis zwiſchen Hannover, Niederſachſen und 
Preußen keineswegs eine letztmögliche Gliederung Preußens darſtellt, ſoll damit keines⸗ 
wegs geleugnet werden. Es ſei in dieſem Zuſammenhange nur auf die Möglichkeiten 

einer Zuſammenarbeit zwiſchen der Hermannsburger Volkshochſchule. und der maſuri⸗ 
ſchen Volkshochſchularbeit verwieſen. Sie beſteht bisher nur mit der Volkshochſchule in 
Karlshof b. Raſtenburg, während hingegen die Maſuriſche Volkshochſchule in Jablon⸗ 
ken eine ausgeſprochen liberale, weltliche Einſtellung aufweiſt. Die Maſuren haben aber 
gerade in ihrem proteſtantiſchen Glauben ihr ſtärkſtes Bollwerk gegen das Polentum 
und es kann auf dieſer Glaubensgrundlage der maſuriſche Miſſionsgedanke gegen Polen 
gefördert werden. Bei dieſer Arbeit vermag Hermannsburg wohl manche Hilfsſtellung 
zu geben, wenn nur erſt einmal die Verbindung bewußt nach dieſer Richtung hin 
aufgenommen iſt. 
So iſt die oſtpreußiſche⸗ niederſächſiſche Front nach der politiſchen und religiöſen 
Seite zu errichten. Wirtſchaftliche Möglichkeiten werden auch nicht fehlen; wenn auch 
hier De Weg erſt einmal geſucht iſt. 
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Die preußiſche Verordnung zur Regelung 
des polniſchen Minderheitenſchulweſens. 


— 


Artikel l. 


8 1. Unter Minderheit im Sinne der folgenden Beſtimmungen werden diejenigen Volks. 
teile des Reiches verſtanden, die ſich zum polniſchen Volkstum bekennen. 
$ 2. Das Bekenntnis, zur Minderheit zu gehören, darf weder nachgeprüft noch beftritten 
werden, 
Die in der Stellung eines Antrages auf Errichtung einer Minderheitsſchule erfolgende 
Aufführung eines Kindes oder die Anmeldung eines Kindes zu einer Minderheitsſchule durch 


die Erziehungsberechtigten gilt als ausreichendes Bekenntnis der Zugehörigkeit dieſes Kindes 
zur Minderheit. 


Artikel II. 2 


| § 1. Für reichsdeutſche zur polniſchen Minderheit gehörende volksſchulpflichtige Kinder, 
die in demſelben Schulverbande oder in ſolcher Entfernung von dieſem wohnen, daß ihr regel⸗ 
mäßiger Schulbeſuch als gewährleiſtet angeſehen werden kann, iſt das Bedürfnis zur Errichtung 
einer privaten Minderheitsſchule mit Polniſch als Unterrichtsſprache ſtets anzuerkennen, es ſei 
denn, daß bereits durch öffentliche oder private Minderheitsvolksſchulen für die Beſchulung der 
zur Minderheit gehörenden Kinder in ausreichender Weiſe geſorgt iſt. 

§ 2. Nicht reichsdeutſche Kinder können, wenn ihre Zugehörigkeit zum polniſchen Volks. 
tum nach Abſtammung oder Sprache nachgewieſen wird, zum Beſuche der privaten. n 
volksſchule zugelaſſen werden. 

3. Die Kinder der Minderheit genügen der Schulpflicht auch durch den ordnungs⸗ 
mäßigen Beſuch einer privaten Minderheitsvolksſchule. 

§ 4. Für die Erteilung der Erlaubnis zur Errichtung und Leitung einer privaten Min⸗ 
derheitsvolksſchule iſt es erforderlich, daß der, dem die Erlaubnis erteilt werden ſoll, die Be⸗ 
fähigung zur Anſtellung im preußiſchen Staatsdienſte beſitzt. Die Erlaubnis kann auch einem 
Lehrer (Lehrerin) erteilt werden, der (die) entſprechende Befähigung im polniſchen Schuldienſte 
beſitzt und gegen den (die) keine Bedenken insbeſondere fachlicher oder ſittlicher Art beſtehen. 

Für die Zulaſſung eines ſolchen Lehrers (Lehrerin) iſt ein weiterer wiſſenſchaftlicher Be⸗ 
fähigungsnachweis nicht erforderlch, auch nicht in ſprachlicher Hinſicht. 

Für die neben dem Leiter etwa noch zu beſchäftigenden Lehrer (Lehrerinnen) gelten die 
gleichen Vorſchriften über die Befähigung zum Unterricht wie für den Leiter. 

§ 5. Die Schulräume müſſen billigen Anforderungen entſprechen, wobei auch die zu 
unterrichtende Kinderzahl in Betracht zu ziehen iſt, die gleichen Anforderungen wie für eine 
öffentliche Schule, ſind im allgemeinen nicht zu ſtellen. Vor Eröffnung der Schule müſſen die 
notwendigen Unterrichtsgegenſtände ſichergeſtellt ſein. 

§ 6. Der Nachweis der für den Schulbetrieb erforderlichen Mittel iſt unter anderem 
auch dann als erbracht anzuſehen, wenn ein rechtsfähiger Verein mit mindeſtens einhundert 
reichsveutſchen Mitgliedern die Gewähr dafür übernimmt. Weitere Nachweiſe dürfen in dieſem 
Falle nur dann erfordert werden, wenn die Zahl der vollbeſchäftigten Lehrer (Lehrerinnen) der 
Schulen, für die der Verein die Gewähr übernommen hat, mehr als 5 Prozent der Sahl der 
Vereinsmitglieder beträgt. 

8 7. Von dem Lehrplan der deutſchen öffentlichen Volksſchule darf inſoweit abgewichen 
werden, als es notwendig iſt, um die Kenntnis des polniſchen Volkstums im Unterricht an⸗ 
gemeſſen zu vermitteln. An Stelle des Deutſchen tritt als Unterrichtsſprache das Polnische. 
Deutſch muß in ausreichender Stundenzahl als Unterrichtsfach erteilt werden. 

Die Ferien müſſen die gleichen fein, wie die der öffentlichen Volksſchulen. 


Artikel 111. 


§ 1. Für die Errichtung von Privatſchulen mit Polniſch als Unterrichtsſprache, deren 
Ziele über die Volksſchule hinausgehen, gelten die gleichen Vorſchriften wie für die Errichtung 
derartiger Privatſchulen e Die Vorſchriften des Artikels II 88 2 bis 6 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

§ 2. Für die Erteilung der Erlaubnis von Prüfungen, die ſtaatliche Berechtigungen ver- 
leihen, gelten die gleichen Grundſätze wie für die übrigen Privatſchulen, ſofern an den Minder⸗ 
'heitsſchulen ausreichender e im Deutſchen erteilt wird. 
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Artikel IV. 


Am Lehrer der privaten Minderheitsſchulen noch des weiteren in die beſonderen Aufgaben 
des Minderheitsſchulweſens einzuführen und ihnen eine zum Unterricht an ſolchen Schulen 
dienende beſondere Eignung zu vermitteln, können von Vereinen mit dem Sitze im Reichsgebiet 
oder von einzelnen Reichsangehörigen auf ihre Koſten beſondere Einrichtungen oder Veranſtal⸗ 
tungen auch in Form von ſtändigen Kurſen geſchaffen werden. 

Die Teilnahme an dergleichen Einrichtungen darf aber von Schulaufſichtswegen nicht als 
Vorausſetzung oder Bedingung für die Tätigkeit als Leiter (Leiterin) oder Lehrer (Lehrerin) 
an einer Minderheitsſchule gefordert werden. 


Artikel v. 


§ 1. Beträgt die Zahl der eine private Minderheitsvolksſchule beſuchenden volksſchul⸗ 
pflichtigen Kinder in einem Schulverbande bis zu 20 000 Einwohnern mindeſtens 40, in einem 
Schulverbande von mehr als 20000, aber nicht mehr als 50 000 Einwohnern mindeſtens 80, 
in einem Schulverbande von mehr als 50 000, aber nicht mehr als 100 000 Einwohnern, mindeſtens 
120, in einem Schulverbande von mehr als 120 000 Einwohnern mindeſtens 240, ſo iſt zur 
Unterhaltung dieſer Privatvolksſchule eine Staatsunterſtützung zu gewähren. Veränderungen der 
Schülerzahl im Laufe eines Jahres bleiben unberückſichtigt. Die Staatsunterſtützung ſoll ſich in 
der Regel auf 60 Prozent des Betrages ee der zur Beſoldung der vollbeſchäftigten Lehrer 
(Lehrerinnen) aufgewendet wird. 

ö Werden für die Minderheitsſchule vom Staate oder dem Schulverbande unentgeltliche 
Räume zur Verfügung geſtellt, ſo kann der Mietwert der Räume als Teil der Barunterſtützung 
angerechnet werden: 

Als Schulverband im Sinne le Beſtimmungen gelten auch die noch beſtehenden Schul⸗ 
ſozietäten ene en, | 
2. Für die Unterſtützung von privaten Minderheitsſchulen, deren Ziele über die 
Volksſchule hinausgehen, gelten die gleichen Beſtimmungen, wie bei anderen gleichartigen preu⸗ 
ßiſchen Schulen. 
88 Die Schulaufſichtsbehörden werden ermächtigt, die Benutzung öffentlicher Schul⸗ 
räume für den Unterricht der privaten Minderheitsſchulen zu genehmigen. 


Artikel VI. 


§ 1. Wenn bei einer privaten Minderheitsſchule nach der Zahl der fie beſuchenden volks⸗ 
ſchulpflichtigen Kinder die im Artikel 5, § 1, enthaltenen Vorausſetzungen für die Gewährung 
einer Staatsunterſtützung während drei aufeinander folgender Jahre gegeben ſind und noch fort⸗ 
beſtehen, iſt dieſe Schule auf Antrag der Erziehungsberechtigten von mindeſtens 40 volksſchul⸗ 
pflichtigen, dieſe Schule beſuchenden Kindern, in eine öffentliche Volksſchule mit Polniſch als 
Anterrichtsſprache umzuwandeln. Auf die Unterhaltung dieſer Volksſchule und die Anſtellung 
und Beſoldung der Lehrkräfte finden alsdann die gleichen Vorſchriften, wie bei den anderen 
preußiſchen öffentlichen Volksſchulen Anwendung. Wenn indeſſen die Erziehungsberechtigten einer 
größeren Zahl von Kindern, als von den Antragſtellern vertreten werden, der Umwandlung in 
eine öffentliche Schule widerſprechen, hat die Umwandlung zu unterbleiben. 

Bis zum 1. April 1934 ſind in einem Schulverbande öffentliche Volksſchulen mit Polniſch 
als Unterrichtsſprache auf Antrag der Erziehungsberechtigten von mindeſtens 40 volksſchulpflich⸗ 
tigen Kindern auch dann einzurichten oder private Minderheitsvolksſchulen in öffentliche umzu⸗ 
wandeln, wenn die Zahl der volksſchulpflichtigen Kinder des betreffenden Schulverbandes, für 
die der Antrag geſtellt wird, mindeſtens 5 Prozent aller dieſem Schulverband angehörenden, zu 
Beginn des Schuljahres volksſchulpflichtigen Kinder beträgt. 

Als Schulverband im Sinne dieſer Beſtimmungen gelten auch die noch beſtehenden Schul⸗ 
ſozietäten (Schulgemeinden). 

§ 2. Vor der Anſtellung von Lehrkräften an einer ſolchen Schule iſt dem Elternbeirate 
dieſer Schule Gelegenheit zu Vorſchlägen zu geben, und ebenſo iſt der Elternbeirat vor der Ein⸗ 
führung beſonderer Lehrbücher zu hören. 

§ 3. Hinſichtlich der Einrichtung von e e wie Leſe⸗ und Religionsunterricht be. 
wendet es ee den e Beſtimmungen. 


Artikel Vo. 


Die Vorſchriften der Artikel 1 bis VI diefer Ordnung gelten nicht im Geltungsbereich 
der Genfer Konvention, doch findet im ganzen Regierungsbezirk Oppeln auch neben den Beſtim⸗ 
mungen der Genfer Konvention der Erlaß des Unterrichtsminiſters vom 31. Dezember 1918 — 
u III A Nr. 1420 — e 
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Deutſcher 
Grenzkampfbund 


Kanzlei: Stettin, Auguſtaſtraße 7 


Sechs Forderungen des Deutſchen Grenzkampfbundes: 


Abwehr und Unterdrückung polniſcher und tſchechiſcher Irredentatätigkeit. 


Erziehung zum völkiſchen Wehrwillen und Erfaſſung und Ordnung der wehrberei⸗ 
ten Kräfte im deutſchen Grenzland. 


Stärkung des Volksbewußtſeins und Willensbildung im öftifg-mationafsenefuio 
nären Geiſte. 


Sicherung und Ausweitung des deutſchen Voltsbodens in allen deutſchen 
Boltstampfgebieten. | 


Planmäßiger Aufbau der Wirtſchaftskräfte in allen Volkskampfgebieten und 
| Wiederherſtellung der wirtſchaftlichen deutſchen Ueberlegenheit. 


Ideelle Stärkung der deutſchen Grenzkampfgebiete durch Arbeitslager, Schulungs 
wochen und Fahrten deutſcher Jugend im Grenzland. | 


Sit das auch deine Auffaſſung vom Weſen des Kampfes für das Deutſchtum um 
ſeinen Cebensraum, dann tritt dem Grenzkampf bund bei! | 


| Die Jungpreußiſche Bewegung 
Allenſtein 


iſt der Zuſammenſchluß führender Perſönlichkeiten des politiſchen, 
Verwaltungs⸗ und Wirtſchaftslebens, der Wehrbewegung und der bündiſchen 
und kirchlichen Arbeit im Dienſte des ſüdoſtpreußiſchen Grenzkampfes. 
Sie nimmt die grenzpolitiſche und grenzkulturelle Vertretung dieſer 
Bewegungen einheitlich wahr und wirkt dahin, daß die großen öffentlichen 
VBildungseinrichtungen und die Preſſe in den Dienſt des oſtdeutſchen 
| Kulturkampfes geſtellt werden. 


Sn Nationalerziehungstagungen. Wanderlehrgängen, e 

ftellen und wiſſenſchaftlichen Arbeitsſtellen ſowie in eigenem Schrifttum 

baut ſie eine heimatbegründete, ſüdoftpreußiſche Grenzpolitik auf. 

Sie ordnet ſich in den geſamtoſtpreußiſchen Abwehrkampf ein durch engſte 

Zuſammenarbeit und Bindung an den Heimatbund Oſtpreußen G. V., 
die größte nationalpolitiſche Organiſation Oſtpreußens. 


Anfragen ſind zu richten an: 


 Bumgpreubile Bewegung, Allenftein, Scotsitrabe 6. 


Sonderveröffentlichungen 
zur Oſtpreußenfrage: 


n von der „Allenſteiner Zeitung“ 


1. Oſtpreußens Laſten⸗ und Lohnproblem 

2. Bericht über die 1. nationalpolitiſche 
Schulungstagung der Jungpreußiſchen Be⸗ 
wegung und der Fichtegeſellſchaft * 

3. Die Memelfrage 


4. Die Freie Landarbeiter⸗ ⸗Wirtſchafts⸗ 
ſiedlung. 


Die 
0 0 c 
„Allenſteiner Zeitung 
iſt das meiſtgeleſene Blatt Südoſtpreußens 
* 
Als einzige Zeitung Oſtpreußens 
hat ſie ſich grundlegend mit den 
oſtpreußiſchen Sprachenfragen 


und den oſtpreußiſchen Grenz⸗ 
kampfaufgaben beſchäftigt. 


Leſt das Grenzland“ % 


die Zeitſchrift des „Deutſchen Grenzkampfbundes“ und aller 
national revolutionären deutſchen Grenzkampfkreiſe. 


| 66 vertritt eine unbedingte deutſche Kampfeinſtellung gegen⸗ 
Das „Grenzlan über der polniſchen und tſchechiſchen Irredenta. 


46 tritt ein für die Coslöſung der deutſchen Politik aus ihren 
Das „Grenzland“ weſtlichen, weltwir tſchaf lichen ä für eine zielbe⸗ 
| wußte deutſche Oſtpolitik. 
44 kämpft gegen die liberale Verweichlichung und Paneuro-⸗ 
Das 7 „Grenzland päiſierung der volksdeutſchen Bewegung diesſeits und 
jenſeits der Reichsgrenzen. 
64 bringt ſtändig Berichte über dte deutſchen Grenzgebiete 
Das „Grenzland und über das Auslanddeutſchtum und behandelt in grund⸗ 
ſätzlichen Aufſätzen die grenz⸗ und de Ge⸗ 
ſamtentwicklung. 


Das „Grenzland“ erſcheint am 20. jeden Monats. 


Der Bezugspreis beträgt vierteljährlich 0.60 Mark 
zuzüglich 0.15 Mark Beſtellgeld. | 


Im Frühjahr ercheint 


Südoſtpreußen, 
ein preußiſches Grenzland 


von Dr. Norbert Zimmer, Allenſtein. 
Vom gleichen Verfaſſer | nr 1 8 | 
find bisher erſchienen: 


Deutſchlands Grenzentwicklung 


eine Rartenreihe von 14 Karten, Preis 1.— Nm. 
Die deutſchen Siedlungen in der 
Bukowina, m mit einer Karte. Preis 2.— Rm. 


Sämtlich zu beziehen durch: 
Jungpreußiſche Bewegung, Alenfein, Schotzfteaße 6. | 
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